
935.121 
Verordnung 
über die Förderung 
der Beherbergungswirtschaft 

vom xxxx 2014 

Der Schweizerische Bundesrat, 
-gestützt auf die Artikel 5 Absatz 2, 7 Absatz. 2, 12 Absatz 1 und 16 Absatz 2 des 
Bundesgiesetzes vom 20. Juni 2003 ' über die Förderung der 
Beherbergungswirtschafl (Gesetz), 
verordnet: 

1. Abschnitt: Begriffe 

Art. 1 Beherbergungswirtschaft 
' Die Beherbergungswirtschaft im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzes um­
fasst: 

a. Hotels; 
b. strukturierte Beherbergungsbetriebe; 
c. Grundstücke, Bauten, Räumlichkeiten, Installationen und Einrichtungen, die 

zu Hotels oder stmkturierten Beherbergungsbetrieben gehören. 
2 Strukturierte Beherbergungsbetriebe sind Beherbergungsbetriebe, die: 

a. auf die professionelle und kurzzeitige Beherbergung von Gästen ausgerichtet 
sind; 

b. direkt oder über kooperationspartner weitere hotelmässige Infrastrukturen 
und Leistungen, die von der Mehrheit der Kundinnen und Kunden bean­
sprucht werden, sicherstellen; 

c. entsprechend positioniert sind und gezielt Kurzzeitgäste bewerben; 
d. in der Regel mindestens 15 Zimmer oder 30 Betten aufweisen, die in Bezug 

auf Konzept oder Standort einheitlich sind; 
e. einen eigenständigen wirtschaftlichen Hotelteil aufweisen, wenn es sich um 

gemischtwirtschaftliche Betriebe handelt; 
f als einheitlicher Betrieb genutzt werden, wenn es sich um hybride Beherber­

gungsformen handelt. 

AS 2003 4317 
' SR 935.12 
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Art. 2 Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte 

Die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte sind im Anhang aufgeführt. 

2. Abschnitt: Gewährung von Darlehen 

Art. 3 Aufgaben der Schweizerischen Gesellschaft für Hotelkredit 
' Die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit SGH gewährt die Darlehen nach 
Artikel 4 des Gesetzes subsidiär zu privaten Kapitalgebem. 
2 Sie kann private Akteure und öffentliche Gebietskörperschaften in Investitions-, 
Finanzierungs- und in damit verbundenen Strategiefragen zur Beherbergungswirt­
schaft beraten. 

^ Die Einnahmen aus der Beratung müssen deren Kosten decken. 

Art. 4 Berechnung des Ertragswerts 
' Der Ertragswert nach Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes berechnet sich nach in 
Wissenschaft und Praxis anerkannten Methoden aus der Kapitalisierung der für die 
Kapitaldienste freien Mittel. Die Kosten der Wiederbeschaffting der im Laufe der 
Zeit entwerteten Anlagen sind von den freien Mitteln abzuziehen. 
2 Bei Investitionsprojekten werden zur Ermittlung des Ertragswerts sowohl der 
detaillierte Untemehmensplan als auch die Erfahrungszahlen von Betrieben gleicher 
Art, Grösse und Umsatzstruktur herangezogen. 
3 Erträge aus Nebenbetrieben und nicht betriebsnotwendige Vermögensteile wie 
Umschwung oder Gebäulichkeiten sind zu berücksichtigen. 

Kann der Ertragswert nicht oder nicht zuverlässig ermittelt werdeii, so ist die 
Tragbarkeit der Zins- und Amortisationslasten massgebend für die maximale Beleh­
nung. 

5 Die Berechnungsmethode wird im Geschäftsreglement präzisiert. 

Art. 5 Darlehensbetrag 
'Das Darlehen pro Vorhaben beträgt in der Regel zwischen 100 000 und 
6 Millionen Schweizerfranken. Es darf nicht mehr als 40 Prozent des Ertragswerts 
betragen. 
^ Ausnahmsweise können Darlehen von über 6 Millionen Schweizerfranken gewährt 
werden insbesondere für Projekte, die: 

a. zur Stärkung von Tourismusdestinationen beitragen, wie Leadbetriebe oder 
Kooperationsvorhaben; 

b. einen innovativen, nachhaltigen und exemplarischen Charakter haben. 
^ Ausnahmsweise können Darlehen mit einem Anteil von über 40 Prozent des Er­
tragswerts gewährt werden insbesondere für Investitionsprojekte in peripheren oder 
strukturschwachen Regionen. 
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Art. 6 Übernahme bestehender Darlehen 
' Die SGH kann bestehende Darlehen übernehmen, weim sich dadurch flir den 
Betrieb die Zins- und Amortisationslasten reduzieren. 
2 Für die Übernahme bestehender Darlehen gelten die gleichen Voraussetzungen wie 
für die Gewährung neuer Darlehen. 

^ Darlehen für Sanierungen werden nicht übernommen. 

Art. 7 Zinsen und Amortisationen 
' Die SGH legt die Zinsen so fest, dass die Administrations-, Risiko- und Refman-
zierungskosten ihres Darlehensgeschäfts über einen Konjunkturzyklus hinweg 
gedeckt sind. Bei der Festlegung berücksichtigt sie die Finanzerträge und den Ertrag 
aus den den Darlehensnehmern verrechneten Leistungen. 
2 Gewährt sie Darlehen mit Gewinnbeteiligung, so kann sie den Zinssatz reduzieren. 
3 Sie kann den Schuldner für einen begrenzten Zeitraum von der Amortisations­
pflicht befreien. 

Art. 8 Massnahmen zur Vermeidung von Kreditverlusten 
Zur Vermeidung von Kreditverlusten kaim die SGH im Einzelfall besondere Zins-
und Amortisationsbedingungen gewähren sowie weitere Massnahmen ergreifen. 

Art. 9 Sicherstellung 
Die SGH legt fest unter welchen Voraussetzungen ausnahmsweise Darlehen ohne 
Sicherheiten gewährt werden körmen. 

3. Abschnitt: Finanzierung der SGH und Übernahme von Verlusten aus der 
Da rlelienstätigkeit 

Art. 10 
' Über die Übernahme von Verlusten aus der Darlehenstätigkeit durch den Bund 
gemäss Artikel 14 Absatz 3 des Gesetzes entscheidet das Staatssekretariat für Wirt­
schaft im Einvernehmen mit der Eidgenössischen Finanzverwaltung. 
2 Vom Bund übernommene Verluste aus der Darlehenstätigkeit werden von den 
Guthaben, die er bei der SGH hat, abgeschrieben. Vom Bund nicht übernommene 
Verluste aus der Darlehenstätigkeit hat die SGH aus eigenen Mitteln zu decken. 
3 Fremdkapital darf bei interessierten Kreisen oder am Kapitalmarkt gemäss Artikel 
14 Absatz 2 des Gesetzes nur beschafft werden, wenn es unmittelbar für die Darle­
hensgewährung verwendet wird. Die Administrations-, Risiko- und Refmanzie-
rungskosten, die durch die Verwendung von Fremdkapital entstehen, müssen von 
den mit dem Fremdkapital erwirtschafteten Erträgen vollständig gedeckt sein. 
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4. Abschnitt: Organe 

Art. 11 Organisation der Gesellschaft 
Die Organe der Gesellschaft sind die Generalversammlung, die Verwaltung und die 
Revisionsstelle. 

Art. 12 Generalversammlung 
' Die Generalversammlung ist das oberste Organ der SGH. 

Sie beschliesst über Erlass und Änderung der Statuten nachdem der Bundesrat 
ihnen zugestimmt hat. 

Art. 13 Verwaltung: Zusammensetzung und Wahl der Mitglieder 
' Die Verwaltung besteht aus dem Präsidenten oder der Präsidentin und acht weite­
ren Mitgliedern. 
2 Bei der Wahl der Mitglieder der Verwaltung ist auf eine angemessene Vertretung 
der Beherbergungswirtschaft, der Banken, der Sprachregionen und der Geschlechter 
zu achten. 
3 Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschimg (WBF) 
wählt auf Vorschlag der Verwaltung den Präsidenten oder die Präsidentin. 
4 Das WBF wählt vier Mitglieder und den Präsidenten oder die Präsidentin der 
Verwaltung auf der Basis eines von ihm erstellten Anforderungsprofils. 
5 Die anderen vier Mitglieder werden von der Generalversammlung gewählt. Die 
Vertreter des Bundes stimmen bei dieser Wahl nicht mit. 

•Art. 14 Verwaltung: Aufgaben 
' Die Verwaltung ist das Leitorgan. Sie hat folgende unübertragbare und unentzieh-
bare Aufgaben: 

a. die Oberleitung der SGH und die Erteilung der nötigen Weisungen; 
b. die Festlegung der Organisation; 
c. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Fi­

nanzplanung; 
d. Begründung, Änderung und Beendigung der Arbeitsverhältnisse mit den 

Mitgliedern der Direktion und den leitenden Angestellten; 
e. die Oberaufsicht über die Direktion, namentlich im Hinblick auf die Befol­

gung der Gesetze, Statuten, Réglemente und Weisungen; 
f die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie die Vorbereitimg der General­

versammlung und die Ausführung ihrer Beschlüsse. 
2 Sie beschliesst über Erlass und Änderung des Geschäftsreglements nachdem der 
Bundesrat ihm zugestimmt hat. 
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3 Sie kann die Vorbereitung und die Ausführung ihrer Beschlüsse oder die Überwa­
chung von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuweisen. Sie hat 
für eine angemessene Berichterstattung an ihre Mitglieder zu sorgen. 
4 Sie stellt sicher, dass die freien Mittel der SGH mit dem Minimalziel der mittelfris­
tigen Real Werterhaltung angelegt werden und die SGH jederzeit in der Lage ist, ihre 
finanziellen Verpflichtungen erfüllen zu können. 
5 Die Mitglieder der Verwaltung müssen ihre Aufgaben und Pflichten mit aller 
Sorgfalt erfüllen und die Interessen der SGH in guten Treuen wahren. Die Verwal­
tung trifft die organisatorischen Vorkehren zur Wahrung der Interessen der SGH und 
zur Verhinderung von Interessenkollisionen. 
6 Die Mitglieder der Verwaltung legen ihre Interessenbindungen gegenüber dem 
Wahlorgan offen. Sie melden Veränderungen während der Mitgliedschaft laufend. 
Die Verwaltung informiert darüber im Rahmen des jährlichen Geschäftsberichts. 

Art. 15 Verwaltung: Einsicht in die Geschäfte 
Sie hat dem WBF Einblick in die Geschäfte der SGH zu gewähren und den Ge­
schäftsbericht zuzustellen. 

Art. 16 Verwaltung: Vergütung der Mitglieder 
' Die Vergütimg der Mitglieder der Verwaltung wird von der Generalversammlung 
genehmigt und im Geschäftsbericht der SGH ausgewiesen. 
2 Die Generalversammlung genehmigt die Vergütung der Verwaltung mindestens 
einmal pro Amtsdauer. 

Art. 17 Revisionsstelle 
' Als Revisionsstelle wird ein zugelassenes Revisionsuntemehmen gewählt. 
Die Wahl erfolgt durch die Generalversammlung im Einvernehmen mit dem WBF. 

5. Abschnitt: Personal 

Art. 18 

Das Personal der SGH wird nach Obligationenrecht2 angestellt. 

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 19 Aufhebung eines anderen Erlasses 
Die Verordnung vom 26. November 2003̂  zum Bundesgesetz über die Förderung 
der Beherbergungswirtschaft wird aufgehoben. 
2 SR 220 
3 AS 2003 4317, 2010 3175 
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Art. 20 Übergangsbestimmung 
' Die SGH kann bei Finanzierungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung bereits bestehen und die Betriebe betreffen, die mit Inkrafttreten dieser 
Verordnung ausserhalb der Fremdenverkehrsgebiete und der Badekurorte nach 
Artikel 2 liegen, bestehende Darlehen weiterführen und Anpassungen der Finanzie­
rungskonditionen bewilligen. 

Die SGH kann für diese Betriebe ausnahmsweise auch zusätzliche Kreditentschei­
de fallen, soweit dies zur Sicherstellung der Finanzierung der Betriebe und zur 
Stützung der Werthaltigkeit der Darlehen nötig ist, längstens jedoch bis zehn Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung. 

Art. 21 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am xxxx 2015 in Kraft. 
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Anhang 

Fremden Verkehrsgebiete und Badekurorte 

Als Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte gelten 

1. Die Schweiz mit Ausnahme der Kantone Zürich, Zug, Solothum, Basel-
Stadt, Basel-Land, Aargau und Genf sowie der Gemeinden der Agglomera­
tionen Zürich, Basel, Bem, Lausanne und Genf gemäss den Ergebnissen der 
Volkszählung 2000. 

2. Im Kanton Zürich 
- die Gemeinden... 

3. Im Kanton Zug 
- die Gemeinden... 

4. Im Kanton Solothum 
- die Gemeinden... 

5. Im Kanton Basel-Landschaft 
- die Gemeinden... 

6. Im Kanton Aargau 
- die Gemeinden... 
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1 Allgemeiner Teil 

1.1 Überblick über die Vorlage 

Die Tourismuspolitik des Bundes basiert auf der Wachstumsstrategie für den Tourisr 
musstandort Schweiz des Bundesrates aus dem Jahr 2010. Mit dem Bericht über die struktu­
relle Situation des Schweizer Tourismus und die künftige Tourismusstrategie des Bundesra­
tes vom Juni 2013 wurde die strategische Stossrichtung der Wachstumsstrategie bestätigt. 
Gleichzeitig hat der Bundesrat zur Weiterentwicklung der Tourismuspolitik des Bundes zwei 
Massnahmenpakete vorgeschlagen, zum einen eine Optimierung der Beherbergungsförde­
rung des Bundes und zum anderen ein Impulsprogramm für die Jahre 2016-2019. 

Die Beherbergungsförderung des Bundes basiert auf dem Bundesgesetz über die Förderung 
der Beherbergungswirtschaft vom 20. Juni 2003 (SR 935.12). Für den Vollzug des Gesetzes 
ist die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit SGH zuständig. Zur Optimierung der Be­
herbergungsförderung werden die Vollzugsbestimmungen der SGH revidiert. Die Verord­
nung zum Bundesgesetz über die Förderung der Beherbergungswirtschaft vom 26. Novem­
ber 2003 (SR 935.121) wird totalrevidiert. Des Weiteren werden die Statuten der SGH 
angepasst und es wird ein neues Geschäftsreglement der SGH ausgearbeitet. Mit dem vor­
liegenden Bericht werden die Verordnung zum Bundesgesetz über die Förderung der Beher­
bergungswirtschaft erläutert und die im Rahmen der Totalrevision vorgenommenen Anpas­
sungen beschrieben. 

Die Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über die Förderung der Beherber­
gungswirtschaft umfasst zwei Hauptstossrichtungen. Die Fördertätigkeit der SGH wird ers­
tens flexibilisiert und enweitert und zweitens präzisiert. Zudem werden Anpassungen an 
übergeordnetes Bundesrecht vorgenommen. Ein Überblick über die Totalrevision befindet 
sich im Anhang. 

1.2 Die Tourismuspolitik des Bundes 
Die Wachstumsstrategie für den Tourismusstandort Schweiz des Bundesrates aus dem Jahr 
2010^ strebt an, den Erfolg und die Attraktivität des Tourismusstandorts Schweiz zu erhalten 
und zu stärken. Gemäss der Vision des Bundesrates schöpft der Schweizer Tourismus in 
Zukunft sein aussergewöhnliches Potenzial aus, schafft so Arbeitsplätze und trägt zur Le­
bensqualität und zum Wohlstand in der Schweiz bei. 

Aufbauend auf der Vision hat der Bundesrat in der Wachstumsstrategie 2010 vier tourismus­
politische Ziele formuliert. Die Tourismuspolitik des Bundes soll: 

1. die Rahmenbedingungen für die Tourismusunternehmen verbessern, 

2. die Attraktivität des touristischen Angebots steigern, 

3. den Marktauftritt des Tourismuslandes Schweiz stärken und 

4. die Grundsätze der Nachhaltigen Entwicklung berücksichtigen. 

Mit der Tourismuspolitik beabsichtigt der Bundesrat folglich, als Hauptaufgabe die Rahmen­
bedingungen für die Schweizer Tourismuswirtschaft zu verbessern. Die Unternehmen sind 
die zentralen Träger einer wachstumsorientierten Tourismuspolitik, weil nur sie Wertschöp­
fung und Arbeitsplätze schaffen können. Als zweiten Schwerpunkt umfasst die Tourismuspo­
litik des Bundes angebots- und nachfrageseitige Instrumente zur gezielten Förderung der 
touristischen Standorte. 

! Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2010). 
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Der Bund fördert den Tourismusstandort Schweiz gezielt, indem er erstens die Tourismus­
wirtschaft in ihren Bemühungen unterstützt, die Attraktivität des touristischen Angebots zu 
erhöhen. Konkret stehen der Tourismuspolitik diesbezüglich die Instmmente zur Förderung 
von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensaufbau im Tourismus (Innotour) sowie die 
Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit SGH .zur Verfügung. Zweitens sorgt der Bund 
mit seinen finanziellen Beiträgen an Schweiz Tourismus dafür, dass das Tourismusland 
Schweiz einen überzeugenden und geschlossenen Marktauftritt erhält, der sowohl inländi­
sche als auch ausländische Besucherinnen und Besucher anzieht. Im Übrigen fördert der 
Bund den Tourismus auch über die Neue Regionalpolitik NRP. 

Damit setzt der Bundesrat mit der Wachstumsstrategie 2010 primär auf eine gezielte Weiter­
entwicklung und Optimienjng der bewährten Instrumente der Tourismuspolitik. Daneben 
wurden aber auch verschiedene Neuerungen eingeführt. Diese umfassten im Wesentlichen 
die Verstärkung der tourismuspolitischen Querschnittsaufgaben, der Aufbau eines strategi­
schen Issue Managements sowie die Totalrevision der touristischen Innovationsförderung 
(Innotour). 

Eine grundlegende Neuerung der Wachstumsstrategie 2010 war die Einfühmng von Umset­
zungsprogrammen als Basis für den Vollzug der Tourismuspolitik des Bundes. Diese setzen 
thematische Schwerpunkte und identifizieren innerhalb der vier Stossrichtungen der Touris­
muspolitik Kernprojekte, welche prioritär umzusetzen sind. Das erste Umsetzungsprogramm 
für die Periode 2012-2015 wurde vom Staatssekretariat für Wirtschaft SECO im Frühjahr 
2012 publiziert.̂  Dieses umfasst acht Handlungsfelder mit insgesamt 30 Kernprojekten, wo­
von rund zwei Drittel auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Tourismusun­
ternehmen und rund ein Drittel auf die Tourismus-Standortförderung entfallen. 

Mit dem Bericht über die stmkturelle Situation des Schweizer Tourismus und die künftige 
Tourismusstrategie des Bundesrates vom 26. Juni 2013 (vgl. Kapitel 1.4) wurde die Stoss­
richtung der Wachstumsstrategie aus dem Jahr 2010 bestätigt Die im Rahmen dieses Be­
richts durchgeführten Analysen zeigen, dass die Tourismuspolitik des Bundes konzeptionell 
gut aufgestellt und in der Umsetzung erfolgreich ist. 

1.3 Die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit SGH 
Der Bund fördert die Beherbergungswirtschaft basierend auf dem Bundesgesetz über die 
Förderung der Beherbergungswirtschaft vom 20. Juni 2003 (SR 935.12, nachfolgend «Ge­
setz») sowie basierend auf der Verordnung zum Bundesgesetz über die Beherbergungsför­
derung vom 26. November 2003 (SR 935.121, nachfolgend «Verordnung»). Für den Vollzug 
ist die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit SGH zuständig. 

Die Zielsetzung des Bundes bei der Förderung der Beherbergungswirtschaft besteht darin, 
die Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit der Schweizer Beherbergungswirtschaft zu er­
halten und zu verbessern. Der Bundesrat hat diesen Auftrag folgendermassen präzisiert: 
«Investitionen sollen mitfinanziert werden, wenn sie marktgerecht sind. Marktgerecht heisst, 
dass die Betriebe in der Lage sein müssen auf dem Markt genügend Erträge zu erzielen, um 
Zinsen und Amortisationen auf dem Fremdkapital zu finanzieren.»^ Diese Zielsetzung wird 
als Förderzielsetzung bezeichnet. 

Die SGH wahrt bei der Umsetzung der Förderzielsetzung die Eigenwirtschaftlichkeit. Zur Ei­
genwirtschaftlichkeit hat der Bundesrat folgendes festgehalten: «Die SGH soll in Zukunft alle 
Betriebskosten selbst tragen und die notwendigen Rückstellungen für allfällige Veriuste bil-

^ Vgl. SECO (2012). 

^ Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2002), S. 7208. 
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den.»" Der Auftrag zur Eigenwirtschaftlichkeit ist im Jahr 2011 vom Bundesrat wiederholt 
worden.^ 

Um die Förderzielsetzung unter gleichzeitiger Wahrung der Eigenwirtschaftlichkeit zu ermög­
lichen, verzichtet der Bund auf eine Verzinsung seines Dariehens. Dabei gilt es festzuhalten, 
dass zwischen der Förderzielsetzung und der Eigenwirtschaftlichkeit ein gmndsätzlicher 
Zielkonflikt besteht. 

Das Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit ist mit der letzten Gesetzesrevision im Jahr 2003 wei­
ter gestärkt worden und ist im Gesetz breit verankert. So darf die SGH Kredite nur an kredit­
würdige und kreditfähige Betriebe vergeben und bei der Bewertung der Finanzierungsmög­
lichkeiten sind strenge Massstäbe anzuwenden. Letzteres beinhaltet, dass die gewährten 
Dariehen im Regelfall zusammen mit vorgehenden und gleichrangigen Forderungen den 
nach der Erneuerung zu enA/artenden Ertragswert nicht übersteigen dürfen (Art. 6 und 7 des 
Gesetzes). Zudem wird festgehalten, dass die Amortisationsfristen möglichst kurz anzuset­
zen sind (Art. 8 des Gesetzes). In Bezug auf die Beratung wird in der Verordnung festgelegt, 
dass diese kostendeckend sein muss (Art. 3 Abs. 2 der Verordnung). 

Für die Geschäftstätigkeit der SGH gelten weitere wichtige Gmndsätze. Anzufügen ist insbe­
sondere, dass die SGH Darlehen subsidiär zu privaten Kapitalgebern gewährt und die Ge­
währung von Darlehen auf die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte beschränkt ist. 

Die Fördertätigkeit der SGH ist im Jahr 2013 evaluiert worden.^ Die Evaluationsergebnisse 
sind sehr erfreulich. Der SGH ist es gelungen, zwischen 2007 und 2012 ihre Fördertätigkeit 
kontinuieriich auszubauen. So konnte der Bestand an gewährten Darlehen in der Evaluati­
onsperiode von 90 auf 135 Millionen Schweizerfranken erhöht werden (+50%). Dieser Aus­
bau erfolgte eigenwirtschaftlich, das heisst, dass die SGH die Betriebs- und Risikokosten 
selbständig tragen konnte. Während der Evaluationsperiode konnten die Personal- und 
Sachkosten um knapp einen Viertel gesenkt werden. In der gleichen Frist konnten die Wert­
berichtigungen und Rückstellungen gemäss den voriiegenden Evaluationsergebnissen von 
25 auf 16 Prozent des Dariehensbestands reduziert werden. Damit haben sich parallel zum 
Ausbau der Fördertätigkeit die Risiken auf dem Dariehensbestand der SGH verkleinert. Die 
Evaluation hat weiter gezeigt, dass sich die Fördertätigkeit der SGH positiv auf die Wettbe­
werbsfähigkeit der Beherbergungsbetriebe auswirkt. Die von der SGH mitfinanzierten Investi­
tionen haben dazu geführt, dass sich die Anzahl der Betten und der Mitarbeitenden in den 
betreffenden Betrieben um rund einen Viertel erhöht haben. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der SGH zeigt sich einerseits im durch die SGH mitfinan­
zierten Gesamtinvestitionsvolumen in der Schweizer Hôtellerie. Zwischen 2007 und 2012 la­
gen die durchschnittlichen Investitionen in die Beherbergungswirtschaft im Schweizer Alpen­
raum bei schätzungsweise 500 Millionen Schweizerfranken pro Jahr. Das hiermit zu 
vergleichende von der SGH mitfinanzierte Investitionsvolumen belief sich auf 
139 Millionen Schweizerfranken pro Jahr. Damit betrug der Anteil der von der SGH im Alpen­
raum mitfinanzierten Investitionen in der Evaluationsperiode 2007-2012 rund 28 Prozent. 
Andererseits wurden erhebliche Investitionsvolumen von der SGH begutachtet und an­
schliessend von den Banken allein finanziert. Dabei kam der SGH die Rolle eines Gütesie­
gels zu. 

Sowohl die einzelbetrieblichen Auswirkungen als auch die volkswirtschaftliche Relevanz be­
legen den positiven Effekt der SGH auf die Wettbewerbsfähigkeit der Beherbergungswirt­
schaft im Förderperimeter der SGH. Die Beratungsdienstleistungen der SGH ergänzen die 
Dariehensgewährung und tragen ebenfalls zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Beherbergungswirtschaft bei. 

" Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2002), S. 7200. 

* Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2011 ), S. 2393. 

® Vgl. Helbling Business Advisors AG, 2013. 

664.31/2005/03418 \COO.2101.104.6.2734629 5/27 



Befragungen von Kunden der SGH, Banken und kantonalen Wirtschaftsförderern sowie die 
Ergebnisse durchgeführter Workshops und Expertengespräche zeigen, dass die Kunden der 
SGH sowohl mit der Abwicklung der Finanzierung als auch mit den Beratungsdienstleistun­
gen der SGH sehr zufrieden'sind. Fast alle Befragten würden die SGH weiterempfehlen. Die 
Banken beurteilen die Zusammenarbeit mit der SGH ebenfalls positiv und bewerten die Mit­
wirkung der SGH an den Investitionsprojekten als massgeblich oder ausschlaggebend. Kon­
kurrenzsituationen zur SGH werden nicht erwähnt. Die kantonalen Tourismusfachstellen be­
urteilen die SGH gemäss den voriiegenden Evaluationsergebnissen hingegen ambivalent. 
Diese fordern teilweise eine verstärkte Förderung der Beherbergungswirtschaft über die 
SGH, allerdings ohne den Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit in Frage zu stellen. 

1.4 Bericht über die strukturelle Situation des Schweizer Tourismus 
und die künftige Tourismusstrategie des Bundesrates 

Ende 2012 wurde der Bundesrat mittels zweier Motionen der Finanzkommissionen des Nati­
onalrats (12.3985) und des Ständerats (12.3989), welche vom Parlament einstimmig über­
wiesen wurden, beauftragt, in einem Bericht Auskunft über die strukturelle Situation des 
Schweizer Tourismus und die künftige Tourismusstrategie des Bundesrates^ zu geben. 

Mit der Gutheissung dieses Berichts am 26. Juni 2013 durch den Bundesrat («Tourismusbe­
richt») wurden gleichzeitig mehrere im Zusammenhang mit der Annahme der Zweitwoh-
nungsinitiative eingereichte und vom Pariament übenwiesene Vorstösse beantwortet bezie­
hungsweise erfüllt. Dabei geht es zum einen um die Postulate Vogler (12.3371 ) und Fournier 
(12.3467), welche den Bundesrat dazu aufgefordert haben, die Folgen der Zweitwohnungs-
initiative auf die davon betroffenen Volkswirtschaften zu untersuchen. Zum andern handelt 
es sich um das Postulat Baumann (12.3495), in welchem der Bundesrat beauftragt worden 
ist, aufzuzeigen, wie in der Schweiz eine Tourismusbank nach österreichischem Vorbild auf­
gebaut werden könnte. 

Die Analysen im Rahmen des Tourismusberichts kommen zum Schluss, dass kein Bedarf für 
eine grundsätzliche Neuausrichtung der Tourismuspolitik des Bundes besteht. Dennoch be­
steht aufgrund der durchgeführten Überprüfung der strategischen Optionen in der Beherber­
gungsförderung sowie aufgrund der Auswirkungen der Zweitwohnungsinitiative ein touris­
muspolitischer Handlungsbedari'. Aus diesem Grund hat der Bundesrat erstens eine 
Optimierung der Beherbergungsförderung und zweitens ein Impulsprogramm 2016-2019 zur 
Begleitung und Abfedemng des infolge der Zweitwohnungsinitiative beschleunigten Struk­
turwandels im Schweizer Tourismus beschlossen und das Eidgenössische Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF mit der Umsetzung beauftragt 

Mit der Optimierung der Beherbergungsförderung soll zum einen die Wirkung der Fördertä­
tigkeit der SGH verstärkt werden und zum anderen sollen Anpassungen aufgrund der Aus­
wirkungen der Zweitwohnungsinitiative vorgenommen werden. 

1.5 Prüfung der ordnungs- und rechtmässigen Mittelverwendung 
durch die EFK 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle EFK hat Ende 2013 / Anfang 2014 eine Prüfung der 
ordnungs- und rechtmässigen Mittelvenwendung bei der SGH durchgeführt. Die EFK kommt 
zum Ergebnis, dass die Verwaltung der SGH, das SECO und die Kontrollstelle PwC ihre 
Aufsichtsaufgaben sorgfältig wahrnehmen sowie dass die Abläufe, das Köntrollsystem, die 
Dokumentation und die Infonnatiksysteme der SGH professionell eingerichtet sind. Des Wei­
teren empfiehlt die EFK bei der Revision der Verordnung die Definition der Eigenwirtschaft­
lichkeit zu überprüfen, die Kompetenzen zur Anlage von nicht eingesetzten Bundesdariehen 
zu regeln und die Kompetenzen der SGH zur Beschaffung von Fremdkapital auf den Kapi-

^ Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2013). 
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talmärkten zu präzisieren. Dabei sollen wo angebracht die zuständigen Stellen der Eidge­
nössischen Finanzverwaltung EFV eingebunden werden. 

1.6 Ziel der Vorlage 

Die mit dem Tourismusbericht beschlossene Optimierung der Beherbergungsförderung er­
fordert eine Revision der Vollzugsbestimmungen der SGH. Im Vordergrund steht die Totalre­
vision der Verordnung. Des Weiteren werden die Statuten der SGH angepasst und es wird 
ein neues Geschäftsreglement der SGH ausgearbeitet. Gemäss Gesetz bedürfen Festset­
zung und Änderung der Statuten und des Geschäftsreglements der SGH der Zustimmung 
des Bundesrates (Art. 12 Abs. 1). 

Die Totalrevision der Verordnung umfasst zwei Hauptstossrichtungen. Die Fördertätigkeit der 
SGH wird erstens flexibilisiert und enveitert und zweitens präzisiert. Zusätzlich werden An­
passungen an übergeordnetes Bundesrecht vorgenommen. Mit der Totalrevision der Ver­
ordnung werden ferner die Empfehlungen der EFK umgesetzt, welche aus der Prüfung der 
ordnungs- und rechtmässigen Mittelverwendung bei der SGH hervorgegangen sind (vgl. Ka­
pitel 1.5). 

Von Bedeutung ist insbesondere die Modernisiemng und Flexibilisierung des Beherber­
gungsbegriffs, wobei ein Abgleich mit dem im Rahmen des Ausfühmngsgesetzes zur Zweit­
wohnungsinitiative neu entwickelten Begriff der «strukturierten Beherbergung» vorgenom­
men wird. Der Förderperimeter der SGH wird aktualisiert und enA^eitert resp. ausgedehnt In 
Bezug auf die Finanzierungstätigkeit der SGH wird der maximale absolute Dariehensbetrag 
von in der Regel zwei auf in der Regel sechs Millionen Schweizerfranken erhöht. Damit die 
SGH die Tourismuswirtschaft während der Unsicherheits- und Transformationsphase bei der 
Anpassung an das infolge der Zweitwohnungsinitiative veränderte regulatorische Umfeld op­
timal unterstützen kann, soll das bis Ende 2015 gewährte Zusatzdäriehen von 100 Millionen 
Schweizerfranken an die SGH vorsorglich und befristet bis Ende 2019 veriängert werden. 
Der entsprechende Bundesbeschluss wird dem Parlament im Rahmen der Botschaft über 
die Standortförderung 2016-2019 vorgelegt Bei der Revision der Vollzugsbestimmungen der 
SGH wird im Weiteren auch auf eine optimale Abstimmung mit der NRP geachtet.^ 

1.7 Auswirkungen der Vorlage 
Mit den revidierten Vollzugsbestimmungen der SGH wird die Beherbergungsförderung des 
Bundes optimiert. Der modernisierte und flexibilisierte Beherbergungsbegriff eriaubt es, Be­
herbergungsbetriebe mit hotelähnlichen Betriebskonzepten umfassend und flexibel zu unter­
stützen. Mit der Erhöhung des Darlehensbetrags kann ein substanzieller Beitrag zur Schlies­
sung der Finanzierungslücke in der Beherbergungswirtschaft und zur Modernisierung der 
Beherbergungsstrukturen geleistet werden. Zudem eriauben die revidierten Vollzugsbestim­
mungen der SGH eine optimierte Aufsicht durch die zuständigen Bundesstellen. Die Kantone 
profitieren ebenfalls von der optimierten Beherbergungsförderung des Bundes. Erwähnens­
wert sind insbesondere die verbesserte Abstimmung zwischen der SGH und der NRP sowie 
die geplante Ausdehnung des Förderperimeters der SGH. Trotz der Emöhung des Darie-
hensbetrags und der Ausdehnung des Förderperimeters kann davon ausgegangen werden, 
dass die SGH in der Lage ist, ihre Fördertätigkeit im bisherigen Förderperimeter aufrecht zu 
erhalten. Schätzungen des SECO zeigen, dass aufgrund der Ausdehnung des Förderperi­
meters lediglich mit einer geringfügigen Erhöhung der Nachfrage nach Dariehen der SGH in 
der Grössenordnung von fünf Prozent zu rechnen ist. 

Die revidierten Vollzugsbestimmungen emnöglichen es der SGH - bei vorhandener Markt­
nachfrage - ihre Fördertätigkeit in den kommenden Jahren weiter auszubauen. Unter der 
Voraussetzung, dass diese Wachstumsphase mit dem Zusatzdäriehen finanziert werden 

Um die Abstinnmung zwischen der SGH und der NRP weiter zu veriDessem, ist das SECO zudem zurzeit daran, 
zuhanden der Kantone eine Arbeitshilfe für die Beherbergungsförderung über die NRP zu erstellen. 
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kann, ist davon auszugehen, dass die Fördertätigkeit der SGH ab dem Jahr 2019 auch ohne 
zusätzliche Erhöhung des Bundesdariehens auf einem angemessenen Niveau fortgesetzt 
werden kann. Der Grund dafür ist, dass das Potenzial für Dariehensgewährungen mit dem 
Ausbau des Darlehensbestands und dem damit verbundenen über die Zeit ansteigenden 
Amortisationsvolumen zunimmt. Darauf hinzuweisen ist, dass die SGH zurzeit davon aus­
geht, dass der en/vartete Ausbau der Fördertätigkeit mit dem aktuellen Personalbestand be­
wältigt werden kann. 
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2 Besonderer Teil 

2.1 Ingress 

Der Bundesrat eriässt Ausführungsbestimmungen, soweit die Bestimmungen des Bundes­
gesetzes über die Förderung der Beherbergungswirtschaft (SR 935.12, nachfolgend «Ge­
setz») zusätzliche Eriäuterungen für den Vollzug der Dariehensgewähmng erfordern. 

2.2 Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Verordnung 
1. Abschnitt: Begriffe 
Artikel 1 Beherbergungswirtschaft 

Artil<el 1 wird angepasst und in zwei Absätze aufgeteilt. 

Das Gesetz legt den Grundsatz fest, dass der Bund die Gewährung von Krediten für die Be­
herbergungswirtschaft fördert mit dem Ziel, deren Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit 
zu erhalten und zu verbessern (Art. 1 Abs. 1). Zu diesem Zweck unterstützt der Bund die Tä­
tigkeit der Schweizerischen Gesellschaft für Hotelkredit SGH (Gesellschaft) (Art. 1 Abs. 2 
des Gesetzes). 

Während der Fördergrundsatz beibehalten wird, wird eine Modernisierung und Flexibilisie­
rung des Beherbergungsbegriffs vorgenommen. Die Wirî ungsanalysen des Eidgenössischen 
Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF zur Zweitwohnungsinitiative ha­
ben aufgezeigt, dass sich die Grenzen zwischen den verschiedenen Beherbergungsformen 
immer stärker vermischen. Gleichzeitig mit der zunehmenden Querfinanzierung von Beher­
bergungsbetrieben über den Bau und Verkauf von Zweitwohnungen seit dem Ende der 
1990er-Jahre sind vermehrt gemischte resp. hybride Beherbergungsfonnen an der Schnitt­
stelle zwischen der klassischen Hôtellerie und Ferienwohnungen entstanden. Der Differen­
zierung zwischen den verschiedenen Beherbergungsformen in Verbindung mit präzisen De­
finitionen wird deshalb bei der Ausarbeitung der Ausführungsgesetzgebung zur 
Zweitwohnungsinitiative eine zentrale Bedeutung beigemessen. In Bezug auf die Beherbér-
gungsförderung des Bundes ist entscheidend, dass die Zweitwohnungsgesetzgebung die 
Definition von «Strukturierten Beherbergungsbetrieben» vorsieht. Dabei handelt es sich um 
Beherbergungsformen mit hotelähnlichen Betriebskonzepten, welche weiterhin gebaut wer­
den dürfen. 

Mit der Modernisierung und Flexibilisierung des Beherbergungsbegriffs erfolgt eine Abstim­
mung der Beherbergungsförderung über die SGH mit der Terminologie des Ausführungsge­
setzes zur Zweitwohnungsinitiative. 

Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 1 wird neu eingefügt. In Artikel 1 Absatz 1 wird der Begriff «Beherbergungs­
wirtschaft» definiert. Die SGH soll in Zukunft Hotels (Buchstabe a), strukturierte Beherber­
gungsbetriebe (Buchstabe b) sowie Grundstücke, Bauten, Räumlichkeiten, Installationen und 
Einrichtungen, die zu Hotels oder strukturierten Beherbergungsbetrieben gehören (Buchsta­
be c), mitfinanzieren. Mit dieser Neudefinition wird eine Modernisierung und Flexibilisierung 
des Beherbergungsbegriffs vorgenommen. 

Mit Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c wird dem vom Gesetzgeber festgelegten Grundsatz 
Rechnung getragen, dass die SGH zur Beherbergungswirtschaft gehörende Einrichtungen 
wie beispielsweise Wellnessanlagen fördern kann.̂  Entsprechende Investitionen können von 
der SGH jedoch nur dann mitfinanziert werden, wenn das wirtschaftliche Risiko der Investiti-

Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2002), S. 7208. 
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onen hauptsächlich von einem Beherbergungsbetrieb getragen wird und der Nutzen haupt­
sächlich beim Beherbergungsbetrieb resp. dessen Gästen anfällt. Entsprechende Investitio­
nen von mehreren Beherbergungsbetrieben können ebenfalls gefördert werden. Im Gesetz 
wird von überbetrieblichen Gemeinschaftseinrichtungen der Beherbergungsbetriebe gespro­
chen (Art. 4 Abs. 1 Bst. c). Im Sinne einer Modernisierung wird festgelegt, dass hierzu auch 
Investitionen von Tochtergesellschaften und ähnlichen Strukturen zählen, welche mehrheit­
lich im Besitz von einem oder mehreren Beherbergungsbetrieben sind und den grössten Teil 
des Umsatzes mit Dienstleistungen im Auftrag dieser Beherbergungsbetriebe enwirtschaften. 
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Beherbergungsbetriebe bei der 
Dienstleistungserbringung vermehrt Kooperationen eingehen oder die Dienstleistungserbrin­
gung an Dritte übertragen. 

Investitionen in Grundstücke nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c können von der SGH nur 
im Rahmen von ordentlichen Baufinanzierungen in unmittelbarer Verbindung mit konkreten 
und bewilligten Bauvorhaben gefördert werden. Die Förderung von Investitionen in entspre­
chende Grundstücke rechtfertigt sich mit Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b des Gesetzes, wo­
nach die SGH Dariehen für Neubaukosten von Beherbergungsbetrieben gewähren kann. Bei 
Neubauprojekten macht der EnÂ erb von Grundstücken oft einen beträchtlichen Teil der Neu­
baukosten aus. 

Absafz 2 

Artikel 1 Absatz 2 wird neu eingefügt. In Artikel 1 Absatz 2 wird der Begriff «strukturierte Be­
herbergungsbetriebe» definiert. Der Begriff «strukturierte Beherbergungsbetriebe» ersetzt 
die bisherige Aufzählung «Gasthöfe, Motels und Beherbergungsbetriebe der Parahotellerie 
wie Jugendherbergen, Ferienzentren für Familien und ähnliche Unterkünfte». Der Begriff 
«strukturierte Beherbergungsbetriebe» ist flexibler und wird den laufend weiterentwickelten 
Beherbergungskonzepten besser gerechet als die bisherige abschliessende und unvollstän­
dige Aufzählung von Beherbergungsformen. 

Bezüglich der Definition des Begriffs «strukturierte Beherbergungsbetriebe» nach Artikel 1 
Absatz 2 Buchstaben a bis f ist festzuhalten, dass bei einer Aufenthaltsdauer von im Mittel 
bis zu zwei Wochen und von höchstens 90 Tagen von einer kurzzeitigen Berherbergung von 
Gästen gesprochen wird (Buchstabe a). Gemischtwirtschaftliche Betriebe sind Betriebe aus­
serhalb der Beherbergungswirtschaft, welche aber Beherbergungsdienstleistungen anbieten. 
Als Beispiele können Spitalhotels oder agrotouristische Beherbergungsangebote genannt 
werden. Voraussetzung für eine Mitfinanzierung durch die SGH ist, dass der Betrieb einen 
eigenständigen wirtschaftlichen Hotelteil aufweist (Buchstabe e). Bei hybriden Beherber­
gungsformen handelt es sich um Mischformen zwischen der klassischen Hôtellerie und der 
Parahotellerie. Dabei sind wirtschaftliche, rechtliche oder bauliche Mischformen möglich. Vo­
raussetzung für eine Mitfinanzierung durch die SGH ist dass der Betrieb insgesamt einheit­
lich genutzt wird (Buchstabe f). 

Artikel 2 Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte 

Artikel 2 wird inklusive Titel angepasst. 

Das Gesetz legt fest, dass die Gewährung von Dariehen auf Betriebe in Fremdenverkehrs­
gebieten und Badekurorten beschränkt ist (Art. 5 Abs. 1 Bst. a und b). Fremdenverkehrsge­
biete sind Gebiete und Ortschaften, in denen der Fremdenverkehr von wesentlicher Bedeu­
tung ist und erheblichen saisonalen Schwankungen unteriiegt (Art. 5 Abs. 2). Zudem wird 
festgelegt, dass der Bundesrat die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte nach Anhören 
der Kantone bezeichnet (Art. 5 Abs. 2). 

In der Beschränkung auf die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte, dem Forderperime­
ter der SGH, widerspiegelt sich die Förderiegitimation der SGH. Mit der Revision wird präzi­
siert, dass sich der Förderperimeter der SGH gemäss Artikel 5 des Gesetzes auf Fremden-
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Verkehrsgebiete und Badekurorte beschränkt. Diese Präzisierung wird auch im Titel vorge­
nommen. 

Von einem Badekurort wird gesprochen, wenn örtliche therapeutische Ressourcen sowie die 
entsprechenden Kureinrichtungen zwecks Erreichung therapeutischer (Rehabilitation und 
Prävention) und/oder gesundheitstouristischer (z.B. Wellness) Ziele genutzt werden. Mass­
gebend sind insbesondere folgende Merkmale: 

• zweckentsprechende diagnostische / therapeutische Einrichtungen mit Aufsicht durch 
einen Arzt und erforderiichem Fachpersonal, 

• Positionierung als Heilbad (z.B. Mitgliedschaft in einem Berufsverband), 

• Nutzung der vor Ort bestehenden Ressourcen zu Heilzwecken (z.B. Mineralquelle).  

Anpassung des Anhangs der Verordnung 

Der Bundesrat legt die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte im Anhang der Verord­
nung fest. Obwohl die Grundsätze des Gesetzes beibehalten werden, muss der Anhang der 
Verordnung angepasst werden. Grund dafür sind zum einen Gemeindefusionen seit der letz­
ten Revision der Verordnung, welche zu punktuellen Veränderungen des Förderperimeters 
geführt haben und bis anhin nicht berücksichtigt worden sind. Zum anderen entspricht der 
aktuelle Förderperimeter in einzelnen Kantonen nicht mehr den touristischen Realitäten. Aus 
diesen Gründen soll der Förderperimeter der SGH aktualisiert und enA/eitert resp. ausge­
dehnt werden. 

Die Ausdehnung des Förderperimeters der SGH soll in Anlehnung an den örtlichen Wir­
kungsbereich der Neuen Regionalpolitik NRP erfolgen. Das bedeutet, dass der Förderperi­
meter der SGH in Zukunft die Schweiz ohne die Grossagglomerationen^° und die Urbanen 
Kantone" umfasst. 

Die Urbanen Kantone emalten im Rahmen der Vernehmlassung zur voriiegenden Verord­
nung die Gelegenheit, die Aufnahme von Fremdenverkehrsgebieten in den Förderperimeter 
der SGH vorzuschlagen. 

Für die Aufnahme eines Fremdenverkehrsgebiets in den Förderperimeter der SGH wird zum 
einen vorausgesetzt, dass es sich bei den Gebieten nicht um einzelne Gemeinden, sondern 
um Teilräume handelt, die mehrere aneinandergrenzende Gemeinden umfassen. Zum ande­
ren müssen die Kantone für diese Gebiete eine ausgeprägte Saisonalität der touristischen 
Nachfrage und eine hohe Tourismusintensität nachweisen. Die Tourismusintensität kann 
auch nachgewiesen werden z.B. durch die explizite Enwähnung des Gebiets in einem kanto­
nalen Tourismusentwicklungskonzept, durch kantonale tourismusbezogene Fördergelder für 
dieses Gebiet oder durch das Vorhandensein von Tourismusorganisationen. 

Auch für Badekurorte können die Kantone eine Aufnahme in den Förderperimeter der SGH 
vorschlagen. Im Gegensatz zu den Fremdenverkehrsgebieten kann die Aufnahme von Ba-
dekurorten in der ganzen Schweiz vorgeschlagen werden. Für die Aufnahme eines Badekur­
ortes in den Förderperimeter der SGH müssen die Kantone nachweisen, dass die Voraus­
setzungen für Badekurorte erfüllt sind, d.h. dass die zuvor genannten Merkmale für 
Badekurorte vorhanden resp. gegeben sind. 

°̂ Vgl. Verordnung über Regionalpolitik (SR 901.021 ) Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a. Darauf hinzuweisen ist, 
dass das Bundesamt für Statistik BFS zurzeit die Abgrenzung der Agglomérations- und damit auch der Grossag-
glomerationsperimeter überarbeitet. Die Publikation der neuen Perimeter ist für November 2014 vorgesehen. Es 
ist vorgesehen, die Abgrenzung des Förderperimeters der SGH unter Berücksichtigung der zukünftigen Agglome­
rationsperimeter vorzunehmen. 

" Vgl. Verordnung über Regionalpolitik (SR 901.021) Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b. 

Für methodische Details in Bezug auf die Messung der Saisonalität der touristischen Nachfrage sowie zur 
Messung der Tourismusintensität vgl. BHP Hanser und Partner (2014). 
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Der Bundesrat wird die Fremdenverkehrsgebiete und Badekurorte nach der Vernehmlassung 
zur voriiegenden Verordnung im Anhang der Verordnung aufführen. Es ist davon auszuge­
hen, dass anschliessend auf absehbare Zeit in Bezug auf den Förderperimeter der SGH kein 
Anpassungsbedarf besteht. 

Grundlagenanalysen des SECO zeigen, dass die Aktualisierung des Förderperimeters der 
SGH in Anlehnung an den Wiri<ungsbereich der NRP eine hohe Deckungsgleichheit mit ei­
nem anhand von statistischen Indikatoren für die Saisonalität und Tourismusintensität abge­
grenzten Förderperimeter aufweist und den Fördergmndsätzen demzufolge gebührend 
Rechnung getragen wird. Mit der Aktualisierung des Förderperimeters der SGH in Anlehnung 
an den örtlichen Wiri<ungsbereich der NRP wird eine zentrale Grundlage für die vom Bun­
desrat beschlossene Verbesserung der Abstimmung zwischen der SGH und der NRP ge­
schaffen (vgl. Kapitel 1.6). 

Darauf hinzuweisen ist, dass das SECO die Kantone hinsichtlich der Aktualisierung des För­
derperimeters der SGH vorkonsultiert hat. Die Vorkonsultation erfolgte über die Konferenz 
Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren VDK und fand zwischen dem 19. März und dem 9. Ap­
ril 2014 statt. Die Vorkonsultation der Kantone hat ergeben, dass die Mehrheit der Kantone 
mit dem beschriebenen Vorgehensvorschlag einverstanden ist.̂ ^ Einzelne Kantone beurtei­
len den Vorgehensvorschlag des SECO jedoch kritisch oder lehnen ihn ab, wobei sich die 
Begründungen der einzelnen Kantone stari< unterscheiden. Seitens der VDK wird die Mehr­
heitsmeinung der Kantone geteilt. 

Schätzungen des SECO zeigen, dass aufgrund der Ausdehnung des Förderperimeters ledig­
lich mit einer geringfügigen Erhöhung der Nachfrage nach Darlehen der SGH in der Grös­
senordnung von fünf Prozent zu rechnen ist. Der Grund dafür ist die geringe Zahl an Hotel­
projekten ausserhalb des aktuellen Förderperimeters und ausserhalb der 
Grossagglomerationen. Zudem gilt es zu enwähnen, dass die SGH zukünftig keine Darlehen 
mehr für Beherbergungsprojekte in der Grossagglomeration Lausanne sowie in gewissen 
Teilregionen der anderen Grossagglomerationen wird gewähren können. 

Abschliessend gilt es festzuhalten, dass die SGH weiterhin in der ganzen Schweiz Ausnah­
men zulassen kann für Gebiete, in denen ähnliche Verhältnisse wie in den Fremdenver­
kehrsgebieten voriiegen (Art. 5 Abs. 3 des Gesetzes). Eine Ausnahmebewilligung wird bezo­
gen auf ein Objekt resp. ein Projekt gewährt, so dass sie nicht generelle Wirkung für das 
Gebiet erhält. Gesuche werden sehr restriktiv gehandhabt und es besteht kein Anrecht auf 
Gewährung eines Darlehens im Rahmen der Ausnahmeregelung. 

2. Abschnitt: Gewährung von Darlehen 

Artikel 3 Aufgaben der Schwelzerischen Gesellschaft für Hotelkredit 

Die Absätze 1 und 2 sowie der Titel werden angepasst. Absatz 3 wird neu eingefügt. 

Die Aufgaben der SGH werden in Artikel 3 des Gesetzes festgelegt. Demnach hat die SGH 
die Aufgabe, Dariehen nach Massgabe der Bestimmungen des Gesetzes zu gewähren (Art. 
3 Abs. 1 ). Damit fördert sie Investitionen in der Beherbergungswirtschaft. Darin besteht der 
Hauptzweck der Gesellschaft. Zudem kann die SGH weitere Aufgaben, wie zum Beispiel die 
betriebswirtschaftliche Beratung von Hotelbetrieben, übernehmen (Art. 3 Abs. 2). 

Mit der Revision der Verordnung wird der Titel von Artikel 3 in Anlehnung an den Titel von 
Artikel 3 des Gèsetzes angepasst (alter Titel: «Dariehensgewährung»). 

^^16 Kantone sprechen sich im Grundsatz für die Ausdehnung des Förderperimeters der SGH in Anlehnung an 
den örtlichen Wiri<ungsbereich der NRP aus, acht sind dagegen und zwei äussem sich neutral. 
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Absatz 1 

Artikel 3 Absatz 1 wird angepasst. Basierend auf dem Grundsatz von Artikel 7 Absatz 1 des 
Gesetzes, wonach die SGH nach- oder gleichrangige Dariehen gewährt, wird in Artikel 3 Ab­
satz 1 präzisiert, dass die SGH Dariehen subsidiär zu privaten Kapitalgebern gewährt. Das 
bedeutet, dass die SGH stets in Zusammenarbeit mit und in Ergänzung zu privaten Kapital­
gebern finanziert. Damit wird sichergestellt, dass die SGH private Kapitalgeber nicht konkur­
renziert und den Wettbewerb nicht verzerrt. Ein weiteres wesentliches Element der Subsidia­
rität der Finanzierungstätigkeit der SGH ist die in Artikel 5 der Verordnung festgelegte 
Begrenzung des Dariehensbetrags. 

Die Dariehensgewährung wird zur Sicherstellung des optimalen Mitteleinsatzes durch Unter­
stützungsdienstleistungen der SGH begleitet. Die Kosten dieser indirekten Beratung werden 
über die Finanzierungstätigkeit gedeckt. 

Absatz 2 

Artikel 3 Absatz 2 wird angepasst. Es wird präzisiert, dass die SGH private Akteure und öf­
fentliche Gebietskörperschaften in Investitions-, Finanzierungs- und in damit verbundenen 
Sfrafeg/efragen zur Befierbergungswirtschaft beraten kann. Damit wird sichergestellt, dass 
auch Dritte wie Banken oder die öffentliche Hand von der Beratungstätigkeit der SGH profi­
tieren können. Zudem wird präzisiert, dass sich die Beratungstätigkeit der SGH auf Fragen 
mit direktem Bezug zur Beherbergungswirtschaft beschränkt und neben Investitions- und Fi­
nanzierungsfragen auch Beratungen zu Strategiefragen mit einem direkten Bezug zu Investi­
tions- und Finanzierungsfragen umfasst. Die Beratijng der SGH umfasst insbesondere Be­
wertungen, Machbarkeitsstudien, Plausibilisiemngen von Projekten und Businessplänen, 
Impulsprogramme und Gutachtertätigkeiten (z.B. im Rahmen des Bundesgesetzes über den 
Enwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland und der Zweitwohnungsgesetzge­
bung). 

Des Weiteren hat die SGH die Möglichkeit, der Branche das im Rahmen ihrer Finanzie­
rungstätigkeit enworbene Wissen im Sinne eines Wissenstransfers zur Verfügung zu stellen 
und in tourismuspolitisch relevanten Gremien Einsitz zu nehmen. Der Wissenstransfer kann 
über verschiedene Kanäle wie Foren, Publikationen, Referate, Expertengespräche und 
Lehraufträge erfolgen. Dem Wissenstransfer zuzuordnen sind beispielsweise das «Hotel Fi­
nance Forum», welches die SGH in Zusammenarbeit mit dem Branchenverband hotellerie-
suisse regelmässig durchführt oder die Publikation «Jahrbuch der Schweizer Hôtellerie», 
welche ebenfalls zusammen mit hotelleriesuisse erstellt wird. Im Übrigen können (Bewer-
tungs-) Instrumente für die Branche angeboten werden, wie z.B. der «Reinvest», ein Instru­
ment zur Berechnung der Unterhaltskosten. Die Kosten des Wissenstransfers werden über 
die Finanzierungstätigkeit gedeckt. 

Absatz 3 

Artikel 3 Absatz- 3 wird neu eingefügt, entspricht aber Teilen von Artikel 3 Absatz 2 der alten 
Verordnung. Die SGH kann in der ganzen Schweiz beraten. Die Beratung darf den Wettbe­
werb zu den privaten Beratungsinstitutionen nicht verzerren. Die Einnahmen aus der Bera­
tung müssen deshalb deren Kosten decken. Das bedeutet, dass die variablen Kosten ge­
deckt werden müssen. Bei Bedarf können im Rahmen der Vereinbarung über das politische 
Controlling, Reporting und Monitoring zwischen dem SECO und der SGH weitere Operatio­
nalisierungen der Kostendeckung der Beratung vorgenommen werden. Wie die Evaluation 
der SGH im Jahr 2013 gezeigt hat, ist aufgrund der Mandatsstruktur eine volle Kostende­
ckung kaum en-eichbar.^" Festzuhalten ist im Weiteren, dass allfällige Überschüsse aus dem 
Finanzierungsgeschäft für den Aufbau des Kreditportfolios sowie die Gewährleistung von at­
traktiven Zinskonditionen zu verwenden sind. Sie dürfen nicht zur internen Quersubventionie-

Das Beratungs- und Dienstleistungsgeschäft erzielt bei Vollauslastung einen Kostendeckungsgrad zwischen 85 
und 90 Prozent, vgl. Helbling Business Advisors AG (2013). 
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rung der Beratung verwendet werden, auch wenn darauf hinzuweisen ist, dass in der Bera­
tung Wissen erarbeitet werden kann, welches für die Finanzierungsaufgabe wertvoll ist und 
zur stetigen Verbesserung der Finanzierungsleistungen führt. 

Artikel 4 Berechnung des Ertragswerts 

Die Absätze 1, 2, 3 und 5 sowie der Titel werden angepasst. Absatz 4 wird neu eingefügt. 

Gemäss Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes dürfen die gewährten Dariehen zusammen mit vor­
gehenden und gleichrangigen Forderungen den nach der Erneuerung zu erwartenden Er­
tragswert nicht übersteigen. Wenn besondere Umstände es rechtfertigen, kann ein anderer 
Wert zugrunde gelegt werden. Der Bundesrat bestimmt die Einzelheiten (Art. 7 Abs. 2 des 
Gesetzes). 

Mit der Revision der Verordnung wird der Titel von Artikel 4 angepasst (alter Titel: «Beleh-
nungshöhe»). Darauf hinzuweisen ist ferner, dass Artikel 4 Absatz 1 der alten Verordnung 
gestrichen wird, weil er aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes überflüssig ist. 

Absätze 1 bis3 

Die Absätze 1 bis 3 von Artikel 4 werden angepasst, wobei die Absätze 1 und 3 nur formal 
angepasst werden. Der Ertragswert gibt weiterhin die Belehnungshöhe vor. Der Ertragswert 
wird auch als Unternehmenswert bezeichnet und gibt darüber Auskunft, welchen Wert die 
entarteten zukünftigen Erträge eines Unternehmens darstellen. Zum Zweck der Unterneh­
mensbewertung werden die in Zukunft unter Berücksichtigung der notwendigen Ersatzinves­
titionen für die Kapitaldienste zur Verfügung stehenden freien Mittel kapitalisiert. Der Kapita­
lisierungssatz ergibt sich aus dem gewogenen Mittel zwischen den geschätzten Fremd- und 
Eigenkapitalkosten. Die SGH emnittelt den Ertragswert anhand der'Discounted-Cash-Flow-
Methode (DCF-Methode). 

In Artikel 4 Absatz 2 wird präzisiert, dass nicht nur Hotelneubauten, sondern alle Investiti­
onsprojekte grundsätzlich nach der Ertragswertmethode bewertet werden. Zudem wird präzi­
siert, dass für die Ermittlung des Ertragswerts neben Erfahrungszahlen von Betrieben glei­
cher Art, Grösse und Umsatzstruktur insbesondere auch der detaillierte Unternehmensplan 
resp. der Businessplan des Beherbergungsbetriebs herangezogen wird.^^ 

Private Finanzierungsinstitute sind bei der Finanzierung von Investitionen in der Beherber­
gungswirtschaft in der Regel zurückhaltend und belehnen nicht den gesamten Ertragswert. 
Da das Eigenkapital in der Regel nicht ausreicht, um die Differenz zu den Anlagekosten zu 
decken, besteht eine Finanzierungslücke. Dadurch dass die SGH Darlehen bis zum Ertrags­
wert gewährt und damit Risikokapital zur Verfügung stellt, leistet sie einen Beitrag zur 
Schliessung der Finanzierungslücke in der Beherbergungswirtschaft. 

Absatz 4 

Artikel 4 Absatz 4 wird neu eingefügt. Mit Absatz 4 wird definiert, in welchen Fällen die in Ar­
tikel 7 Absatz 1 des Gesetzes vorgesehenen «besonderen Umstände» geltend gemacht 
werden können. Besondere Umstände können geltend gemacht werden, wenn der Ertrags­
wert nicht oder nicht zuverlässig ermittelt werden kann. Mit dieser Präzisierung wird eine Ge­
setzeslücke geschlossen. 

Massgebend ist die Tragbarkeit. Das bedeutet, dass der Beherbergungsbetrieb als Ganzes 
in Zukunft genügend Mittel envirtschaften kann, um die Fremdkapitalzinsen und Amortisatio­
nen leisten zu können - zusätzlich zur Deckung der üblichen Betriebskosten und der Bildung 
der nötigen Rückstellungen für die zyklischen Instandsetzungskosten (Ersatzinvestitibnen). 

Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2002), S. 7200. 
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Denkbar sind Fälle, in denen ein Beherbergungsbetrieb aus einer anderen Quelle (z.B. eine 
Investition, für welche kein direkter oder unabhängiger Ertragswert berechnet werden kann) 
genügend Erträge enwirtschaftet, um die vorgesehene Investition zu finanzieren. Des Weite­
ren sind Fälle denkbar, in denen die Belehnung aus guten Gründen über dem Ertragswert 
liegt, zum Beispiel wenn die Tragbarkeit der Investition durch Unterstützungsleistungen der 
öffentlichen Hand (z.B. eine Subventionierung seitens eines Kantons) sichergestellt ist. Be­
sondere Umstände können nur in Ausnahmefällen geltend gemacht werden. 

Die SGH informiert das SECO im Rahmen des Controlling-, Reporting- und Monitoring-
Prozesses über die Fälle, in denen bei der Dariehensgewährung besondere Umstände gel­
tend gemacht worden sind. 

Absatz 5 

Artikel 4 Absatz 5 wird formal angepasst. Die SGH ermittelt den Ertragswert anhand der 
DCF-Methode. Da diese Methode dem Wandel unterworfen ist, werden in den gesetzlichen 
Grundlagen nur die wichtigsten Grundsätze festgelegt. Die Details der DCF-Methode werden 
im Geschäftsreglement geregelt. Dazu gehört die Berechnungsmethode für den Kapitalisie­
rungssatz. Die Details der Tragbarkeitsberechnung, welche angewendet wird, wenn der Er­
tragswert nicht oder nicht zuveriässig ermittelt werden kann (vgl. Art. 4 Abs. 4), werden 
ebenfalls im Geschäftsreglement geregelt. 

Artikel 5 Darlehensbetrag 

Artikel 5 wird neu eingefügt. 

Absatz 1 

Die Begrenzung des Dariehensbetrags ist bisher im Geschäftsreglement der SGH festgelegt 
worden und beträgt gemäss Praxis der SGH in der Regel zwei Millionen Schweizerfranken. 
Die Begrenzung des Dariehensbetrags stellt ein wesentliches Element der Subsidiarität der 
Fördertätigkeit der SGH dar (vgl. Eriäuterungen zu Art. 3 Abs. 1) und wird deshalb neu in der 
Verordnung festgelegt. Die Begrenzung des Dariehensbetrags eri'olgt sowohl absolut als 
auch relativ zum Ertragswert. 

Der maximale absolute Dariehensbetrag wird im Vergleich zur geltenden Praxis der SGH 
von zwei auf sechs Millionen Schweizerfranken erhöht. Die Evaluation der SGH im Jahr 
2013 hat gezeigt, dass eine Dariehensobergrenze von sechs Millionen Schweizerfranken für 
die Mitfinanzierung von Renovationen und Erneuerungen im Bereich grösserer Beherber­
gungsbetriebe ausreicht. Die Erhöhung des maximalen absoluten Dariehensbetrags ist nötig, 
damit die SGH die Beherbergungswirtschaft in Zukunft wirkungsvoll unterstützen kann. 

Darauf hinzuweisen ist, dass die SGH bereits heute Dariehen von über zwei Millionen 
Schweizerfranken gewährt. Es ist davon auszugehen, dass die Anzahl entsprechender Dar­
lehen mit der Erhöhung des maximalen absoluten Darlehensbetrags zunehmen wird. 

Der maximale relative Dariehensbetrag wird im Vergleich zur geltenden Praxis der SGH von 
einem Drittel auf 40 Prozent des Ertragswerts erhöht. Die Prüfarbeiten des WBF zeigen, 
dass die privaten Finanzierungsinstitute in der Regel lediglich rund 60 Prozent des Ertrags­
werts der Investitionen in der Beherbergungswirtschaft finanzieren. Damit die SGH wir­
kungsvoll zur Schliessung der Finanzierungslücke in der Beherbergungswirtschaft beitragen 
kann, wird der maximale relative Dariehensbetrag auf 40 Prozent erhöht. 

Der minimale absolute Dariehensbetrag wird bei in der Regel lOO'OOO Schweizerfranken be­
lassen. Mit dem minimalen absoluten Dariehensbetrag wird das Ziel verfolgt, den Mittelein­
satz der SGH nicht zu verzetteln. 
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Die Begrenzung des Dariehensbetrags erfolgt in Bezug auf das Einzelengagement d.h. das 
einzelne Investitionsprojekt. Die SGH regelt die Details in Bezug auf mehrere Engagements 
auf demselben Objekt bzw. desselben Schuldners bzw. bei Gruppenengagements. 

Absatz 2 

Die SGH hat die Möglichkeit in Ausnahmefällen Investitionsvorhaben mit mehr als sechs 
Millionen Schweizerfranken zu unterstützen. Mit dieser Ausnahmeregelung wird die im alten 
Geschäftsreglement vorgesehene Flexibilität («in der Regel»-Formulierung) beibehalten. 
Damit kann die SGH insbesondere zur Realisierung von Leadbetrieben und Kooperations­
vorhaben und damit zur Stäri<ung der Tourismusdestinationen beitragen. Zudenni hat die 
SGH mit dieser Ausnahmebestimmung die Möglichkeit, innovative, nachhaltige und exemp­
larische Investitionsvorhaben substanziell zu unterstützen. 

Absatz 3 

Im Vergleich zum alten Geschäftsreglement wird in Bezug auf die relative Begrenzung des 
Darlehensbetrags eine Flexibilisierung vorgenommen. In Ausnahmefällen kann die SGH Dar­
lehen mit einem Anteil von über 40 Prozent des Ertragswerts gewähren, insbesondere für In­
vestitionsprojekte in peripheren oder strukturschwachen Regionen. 

Die Grundsätze für die Gewährung von Ausnahmen nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 werden 
im Geschäftsreglement festgelegt. Die SGH informiert das SECO im Rahmen des Control­
ling-, Reporting- und Monitoring-Prozesses regelmässig über gewährte Ausnahmen. Die 
SGH stellt sicher, dass die Eigenwirtschaftlichkeit (vgl. Kapitel 1.3) trotz des erhöhten und 
flexibilisierten Darlehensbetrags gewahrt wird. 

Artikel 6 Übernahme bestehender Darlehen 

Artikel 6 entspricht Artikel 5 der alten Verordnung. Absatz 1 wird angepasst, die Absätze 2 
und 3 entsprechen Absatz 2 der alten Verordnung. 

Absatz 1 

Artikel 6 Absatz 1 wird angepasst. In der alten Verordnung wurde die Übernahme von beste­
henden Darlehen an die Bedingung geknüpft, dass sich für den Betrieb die Belastung durch 
Fremdkapitalzinsen reduziert. Das Gesetz sieht jedoch vor, dass die SGH bestehende Dar­
lehen von Banken übernehmen kann, wenn dadurch eine Verbilligung der Finanzierungskos­
ten einer Unternehmung erreicht werden kann (Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes). Mit der Revision 
der Verordnung wird deshalb präzisiert, dass nicht nur Fremdkapitalzinsen, sondern die Fi­
nanzierungskosten insgesamt d.h. neben den Zinsen auch die Amortisationen, für die Über­
nahme von bestehenden Darlehen massgebend sind. Die SGH kann dank dieser Möglichkeit 
dazu beitragen, die Investitionsfähigkeit eines Betriebes zu steigern. Mit der Berücksichti­
gung der gesamten Finanzierungskosten wird sichergestellt, dass dabei auch die vor- und 
gleichrangig finanzierenden privaten Kapitalgeber einbezogen werden. 

Absätze 2 und 3 

Artikel 6 Absätze 2 und 3 entsprechen Artikel 5 Absatz 2 der alten Verordnung. Für die Ablö­
sung bestehender Darlehen gelten daher die gleichen Voraussetzungen bezüglich Darie­
hens- und Haftungsgrenze wie bei neuen Dariehen. Werden Dariehen übernommen, müssen 
diese zusammen mit dem vor- und gleichrangigen Fremdkapital innerhalb des zukünftigen 
Ertragswertes liegen. Kann der Ertragswert nicht oder nicht zuveriässig ermittelt werden (Art. 
4 Abs. 4 der Verordnung), müssen die übernommenen Dariehen tragbar sein. Die Ablösung 
bestehender Dariehen soll nicht als Finanzierungsvehikel für Sanierungen missbraucht wer­
den. 
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Artikel 7 Zinsen und Amortisationen 
Artikel 7 entspricht Artikel 7 der alten Verordnung. Die Absätze 1 bis 3 werden angepasst. 

Die Grundsätze in Bezug auf die Zinsen und Amortisationen werden in Artikel 8 des Geset­
zes festgelegt. In Bezug auf die Zinsen wird festgelegt, dass die SGH die Zinssätze für ihre 
Dariehen möglichst günstig ansetzt (Art. 8 Abs. 1 des Gesetzes). Den Referenzwert für die 
Verzinsung bildet die Rendite für 10-jährige Bundesobligationen (Art. 8 Abs. 2 des Geset­
zes). Da die SGH im Bereich des Risikokapitals operiert, braucht sie einen Risikozuschlag 
über die Renditen von Bundesobligationen hinaus, die als risikofreie Anlagen gelten. Der Ri­
sikozuschlag richtet sich nach der Risikoklasse des Schuldners, d.h. nach seinen Ausfallrisi­
ken. Dazu kommen ein Betriebskostenzuschlag und eine Gewinnmarge, die möglichst gering 
sein soll und sich nach der Marktlage und den finanziellen Möglichkeiten der Gesellschaft 
richtet (Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes). In Bezug auf die Amortisationen wird festgelegt, dass 
Dariehen möglichst rasch zu amortisieren sind und die Amortisationsfrist in der Regel 20 
Jahre nicht überschreiten soll (Art. 8 Abs. 3 des Gesetzes). 

Absatz 1 

Artikel 7 Absatz 1 wird angepasst. In der alten Verordnung wird festgelegt, dass die Zinsen 
die Administrations-, Risiko- und Refinanzierungskosten decken müssen. Diese Definition ist 
jedoch nicht vollständig korrekt, weil die Finanzerträge, welche die SGH durch die Anlage 
der nicht benötigten freien Mittel erwirtschaftet, nicht berücksichtigt werden (vgl. Eriäuterun­
gen zu Art. 14 Abs. 4 der Verordnung). Auch die von der SGH gemäss Artikel 10 des Geset­
zes verrechneten Leistungen werden dabei nicht berücksichtigt. Diesen Umständen wird mit 
der präziseren Formulierung Rechnung getragen. Damit wird eine Empfehlung der EFK um­
gesetzt (vgl. Kapitel 1.5). 

Mit der Präzisierung, dass im Darlehensgeschäft die Administrations-, Risiko- und Refinan­
zierungskosten über einen Konjunkturzyklus hinweg unter Berücksichtigung der Finanzerträ­
ge und der verrechneten Leistungen gedeckt sein müssen, wird festgehalten, dass die För­
dertätigkeit der SGH antizyklisch und nicht prozyklisch wirkt. Es bedeutet, dass die SGH 
vorübergehend beträchtliche Jahresveriuste in Kauf nehmen darf. Das ist eine wesentliche 
Voraussetzung dafür, dass die SGH ihren Förderauftrag erfolgreich umsetzen kann. Obwohl 
diese Präzisierung zur Entschärfung des Zielkonflikts zwischen dem Förderauftrag und der 
Eigenwirtschaftlichkeit beiträgt bleibt dieser bestehen (vgl. Kapitel 1.3). 

Die massgebenden Zinssätze sollen von der SGH auf der Basis einer transparenten Zinspo­
litik festgelegt werden können. Ein anderes Vorgehen ist nicht praktikabel, da rasch gehan­
delt werden muss, wenn sich auf den Märkten das Zinsniveau ändert. Zudem braucht die 
SGH die nötige Flexibilität, um den kreditsuchenden Beherbergungsbetrieben massge-
schneiderte Lösungen anbieten zu können. Basierend auf den Voraussetzungen gemäss Ar­
tikel 8 Absatz 2 des Gesetzes sieht das alte Geschäftsreglement hierfür die Möglichkeit von 
Zinsverbilligungen für eine begrenzte Dauer vor. Die Möglichkeit für Zinsverbilligungen soll 
beibehalten werden. Zinsverbilligungen können im Rahmen von konjunkturellen Massnah­
men nach allgemein gültigen Kriterien gewährt werden analog den Zinsverbilligungen für 
Festzins- und Startdariehen, welche die SGH im Zuge der Frankenstärke ab dem Jahr 2012 
gewährt hat. Zudem können Zinsverbilligungen in Ausnahmefällen für besonders förde­
rungswürdige Vorhaben gewährt werden. Auf die hierzu im alten Geschäftsreglement vorge­
sehene Konsultation der zuständigen Bündessteilen wird in Zukunft verzichtet Zur Wahrung 
der nötigen Flexibilität wird die Ausgestaltung der Zinsverbilligungen wie bisher im Ge­
schäftsreglement festgelegt. Die SGH infomiiert das SECO im Rahmen des Controlling-, 
Reporting- und Monitoring-Prozesses über die Fälle, in denen Zinsverbilligungen für beson­
ders förderungswürdige Vomaben gewährt worden sind. Für die Ablösungen gemäss Artikel 
6 der Verordnung gelten die gleichen Kriterien der Zinsfestsetzung. 
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Absatz 2 

Artikel 7 Absatz 2 wird formal angepasst. Gemäss Artikel 8 Absatz 1 des Gesetzes kann die 
SGH statt eines Zinses auch eine Gewinnbeteiligung vorsehen. Solche Finanzierungen sol­
len im Rahmen von partiarischen Dariehen angeboten werden, deren Verzinsung ganz oder 
teilweise an den Unternehmenserfolg geknüpft wird. Die Bedingungen für partiarische Darie­
hen sollen zwischen der SGH und dem Schuldner vertraglich festgelegt werden. Wegen des 
hohen Administrations- und Betreuungsaufwandes, der mit solchen Transaktionen verbun­
den ist, kommt die erfolgsabhängige Verzinsung nur bei grösseren Kreditvolumen und über­
durchschnittlichen Renditeenwartungen (was gleichzeitig auf ein erhöhtes Risiko hindeutet) in 
Frage. 

Absatz 3 

Artikel 7 Absatz 3 wird angepasst. Die vergleichsweise langen Amortisationsfristen sowie die 
Möglichkeit für Amortisationssistierungen sind neben den günstigen Zinssätzen und den 
Zinsverbilligungen die weiteren zentralen Elemente der finanzierungsbezogenen Fördertätig­
keit der SGH. Mit der Revision der Verordnung wird die Gewährung von Amortisationssistie­
rungen flexibilisiert. In Zukunft können Amortisationssistierungen nicht nur in den ersten Jah­
ren nach erfolgter Investition gewährt werden, sondern während einer begrenzten Dauer 
während der gesamten Laufzeit des Dariehens. Damit kann die antizyklische Wiri<ung der 
Fördertätigkeit der SGH weiter gestärkt werden. Als Beispiel können die Amortisationssistie­
rungen genannt werden, welche die SGH im Zuge der Frankenstärke an dem Jahr 2012 im 
Rahmen von konjunkturellen Massnahmen gewährt hat. Die Grundsätze für die Gewährung 
von Amortisationssistierungen werden im Geschäftsreglement festgelegt. 

Artikel 8 Massnahmen zur Vermeidung von Kreditverlusten 

Artikel 8 wird neu eingefügt. 

Die Bestimmung über Massnahmen zur Vermeidung von Kreditveriusten gibt der SGH die 
nötige Flexibilität im Umgang mit notleidenden Betrieben. Eine entsprechende Regelung -
unter dem Titel «aktives Restrukturierungsmanagement» - war im alten Geschäftsreglement 
der SGH enthalten. Zu den Massnahmen zur Vermeidung von Kreditveriusten gehören ne­
ben vorteilhaften Finanzierungsbedingungen (Zinsen und Amortisationen) insbesondere Sa­
nierungskonzepte, Umschuldungskonzepte, Verkaufsdokumentationen und Käufersuche, so­
fern das Engagement ganz oder teilweise gerettet werden kann, die neue Trägerschaft über 
eine genügende Solvenz verfügt und von einer nachhaltigen Sanierung ausgegangen wer­
den kann. Zudem kann die SGH notleidende Betriebe mit eigenen Beratungsleistungen, 
durch Vermittlung von Fachleuten oder Beratung bei Umschuldung unterstützen. Je nach ei­
gener Interessenlage kann die SGH ihre Honorarforderung für die Unterstützung anpassen. 
Massnahmen nach Artikel 8 können nur unter Einhaltung der von der SGH geforderten Ei­
genwirtschaftlichkeit (vgl. Kapitel 1.3) sowie unter Vermeidung von Strukturerhaltungen um­
gesetzt werden. 

Artikel 9 Sicherstellung 

Artikel 9 wird neu eingefügt. 

Mit Artikel 9 wird Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes präzisiert. Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes 
legt fest, dass die Dariehen durch Grundpfand oder in anderer Weise gesichert sein sollen, 
soweit nicht besondere Verhältnisse voriiegen. Bei der Bewertung der Sicherheiten für Dar­
lehen orientiert sich die SGH an den Standards der Finanzbranche. Sicherheiten dienen zur 
Veriustminimierung und ermöglichen der SGH im Liquidationsfall ein Mitspracherecht. 
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Besondere Verhältnisse können nur in Ausnahmefällen geltend gemacht werden. Die SGH 
informiert das SECO im Rahmen des Controlling-, Reporting- und Monitoring-Prozesses 
über die Fälle, in denen besondere Verhältnisse geltend gemacht worden sind. 

3. Abschnitt: Finanzierung der SGH und Übernahme von Verlusten aus der Dar­
lehenstätigkeit 

Artikel 10 

Artikel 10 entspricht Artikel 6 der alten Verordnung. Der Titel von Artikel 10 resp. des 3. Ab­
schnitts sowie die Absätze 1 und 2 werden angepasst. Absatz 3 wird neu eingefügt. 

Die Übernahme von Veriusten aus der Darlehenstätigkeit steht in engem Zusammenhang 
mit der Finanzierung der Gesellschaft. Die Finanzierung der Gesellschaft wird in Artikel 14 
des Gesetzes geregelt. Mit der Revision der Verordnung wird der Titel von Artikel 10 resp. 
des 3. Abschnitts präzisiert (alter Titel: «Dariehensveriuste») und damit der Bezug zu Artikel 
14 des Gesetzes hergestellt. 

Absätze 1 und 2 

Artikel 10 Absätze 1 und 2 werden angepasst. Wie im Titel von Artikel 10 resp. des 3. Ab­
schnitts wird in den Absätzen 1 und 2 präzisiert, dass die Übernahme von Veriusten aus der 
Dariehenstätigkeit im Vordergrund steht. Als Verluste aus der Dariehenstätigkeit gelten Kapi-
talveriuste auf den Dariehen sowie Veriuste, die der Gesellschaft aufgmnd der Bewirtschaf­
tung dieser Positionen und aufgrund von Mindererträgen auf diesen Positionen entstehen. 

Die SGH verfügt über ein wirkungsvolles Risikomanagement, ein zweckdienliches Ratingsys­
tem und eine Wertberichtigungs- und Rückstellungssystematik. Zukünftige Risikokosten 
werden soweit wie möglich in die Zinskonditionen eingebaut. 

Die SGH solLweiterhin die Möglichkeit haben, im Falle unenwarteter negativer Risikoentwick­
lungen auf den gewährten Darlehen beim SECO eine Reduktion der Dariehensverpflichtung 
gegenüber dem Bund zu beantragen. Der Entscheid über die Übernahme von Verlusten aus 
der Dariehenstätigkeit erfolgt unter Berücksichtigung der Liquiditätssituation der Gesell­
schaft. Es geht darum, der SGH eine antizyklische Kreditpolitik zu ermöglichen und die lang­
fristige Fortführung ihrer Fördertätigkeit zu wahren. 

Die Übernahme von Veriusten aus der Dariehenstätigkeit durch den Bund hat einen Subsidi-
aritätscharakter. Veriuste aus der Dariehenstätigkeit sollen in erster Linie durch die SGH ge­
tragen werden. Es wird präzisiert, dass hierzu die Reserven der SGH (inkl. Ergebnisvortrag) 
zu verwenden sind. Erst wenn die gesamten Reserven der SGH nicht für die Deckung der 
Veriuste aus der Dariehenstätigkeit ausreichen, kommt eine Reduktion der Dariehensver­
pflichtung gegenüber dem Bund in Frage. Die Festlegung der Speisung und Venwendung der 
Reserven erfolgt in den Statuten der SGH. 

Aufgrund des enwähnten Risikomanagements der SGH geht der Bundesrat allerdings davon 
aus, dass eine entsprechende Veriustübernahme seitens des Bundes auf absehbare Zeit 
nicht nötig sein wird. 

Absatz 3 

Artikel 10 Absatz 3 wird neu eingefügt. In Artikel 14 Absatz 2 des Gesetzes wird festgelegt, 
dass die SGH bei interessierten Kreisen oder am Kapitalmari<t Fremdkapital beschaffen 
kann. Im Rahmen ihrer Prüfung empfiehlt die EFK, die entsprechende Gesetzesbestimmung 
in der Verordnung zu präzisieren (vgl. Kapitel 1.5). Diese Empfehlung wird mit dem Einfügen 
von Artikel 10 Absatz 3 in die Verordnung umgesetzt. 
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Die Fremdkapitalbeschaffung bei interessierten Kreisen oder am Kapitalmarkt hat als Ziel 
das Ausleihungspotenzial bei Bedarf zu erhöhen unter Berücksichtigung der Interessen des 
Bundes und der anderen Genossenschafter. Aus der Sicht des Bundes stehen die Interes­
sen als Kapitalgeber (gemäss Artikel 14 Absatz 3 des Gesetzes haftet der Bund nicht für 
Verpflichtungen der SGH, welche aus der Beschaffung von Fremdkapital entstehen) sowie 
die Interessen der Tourismus- und Beherbergungsförderungspolitik im Vordergrund. 

In Artikel 10 Absatz 3 werden deshalb Voraussetzungen genannt welche erfüllt sein müs­
sen, damit die SGH bei interessierten Kreisen oder am Kapitalmarkt Fremdkapital beschaf­
fen kann. Zum einen wird festgehalten, dass das Fremdkapital unmittelbar für die Gewäh­
rung von Dariehen venwendet werden muss. Damit wird sichergestellt, dass die Beschaffung 
von Dariehen bedarfsorientiert erfolgt, entsprechend venwendet wird und nicht zu Anlage­
zwecken dient. Zum anderen wird festgehalten, dass die Dariehensgewährung so zu erfol­
gen hat dass die Administrations-, Risiko- und Refinanzierungskosten vollständig gedeckt 
sind. Das bedeutet, dass alle durch die Venwendung des beschafften Fremdkapitals entste­
henden Kosten inkl. allfälliger Veriuste durch die mit dem Fremdkapital enwirtschafteten Er­
träge gedeckt werden müssen und eine Quersubventionierung ausgeschlossen ist. Falls die 
SGH Fremdkapitel gemäss Artikel 14 Absatz 2 des Gesetzes beschafft, wird das SECO 
frühzeitig und laufend im Detail über die Beschaffungskonditionen sowie den Venwendungs-
zweck informiert. Darauf hinzuweisen ist, dass die SGH noch nie von den Möglichkeiten ge­
mäss Artikel 14 Absatz 2 des Gesetzes Gebrauch gemacht hat. 

4. Abschnitt: Organe 

Artikel 11 Organisation der Gesellschaft 

Artikel 11 entspricht dem angepassten Artikel 8 Absatz 1 der alten Verordnung. 

Die Organe der Gesellschaft bleiben die Generalversammlung, die Venwaltung und die Revi­
sionsstelle, wobei der Begriff «Revisionsstelle» den veralteten Begriff «Kontrollstelle» er­
setzt. 

Artikel 12 Generalversammlung 

Artikel 12 wird neu eingefügt. 

Absatz 1 

Artikel 12 Absatz 1 entspricht dem ersten Satz von Artikel 8 Absatz 2 der alten Verordnung. 
Artikel 12 Absatz 1 legt fest, dass die Generalversammlung das oberste Organ der SGH ist. 

Absatz 2 

Artikel 12 Absatz 2 entspricht Teilen von Artikel 8 Absatz 2 der alten Verordnung. Artikel 12 
Absatz 1 des Gesetzes legt fest, dass die Festsetzung und Änderung der Statuten der Zu­
stimmung des Bundesrates bedürfen. Die Wiederholung dieser Bestimmung in der Verord­
nung wird gestrichen. 

Die in Artikel 8 Absatz 2 der alten Verordnung festgelegte Zuständigkeit der Generalver­
sammlung über das Geschäftsreglement wird gestrichen. Die Zuständigkeit über das Ge­
schäftsreglement wird an die Venwaltung der SGH übertragen (vgl. Art. 14 Abs. 2). Damit 
wird die Regelung der alten Statuten übernommen (Art. 17 Abs. 1 Bst. f). 

Die Zuständigkeit der Generalversammlung über die Statuten sowie der Genehmigungsvor­
behalt des Bundesrates bei den Statuten werden beibehalten und in Artikel 12 Absatz 2 fest­
gelegt Die Zustimmung durch den Bundesrat ist vor der Beschlussfassung durch die Gene­
ralversammlung einzuholen. 
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Artikel 13 Verwaltung: Zusammensetzung und Wahl der Mitglieder 

Artikel 13 wird neu eingefügt. 

Absatz 1 

Artikel 13 Absatz 1 entspricht dem angepassten Artikel 9 Absatz 1 der alten Verordnung. Die 
SGH ist eine kleine und leistungsfähige Organisation. Das komplexe Tätigkeitsfeld erfordert 
eine kompetente Vehwaltung. Damit die nötigen Kompetenzen eingebunden werden können, 
besteht die Venwaltung der SGH weiterhin aus einem Präsidenten oder einer Präsidentin und 
acht weiteren Mitgliedern. 

Absatz 2 

Artikel 13 Absatz 2 entspricht dem angepassten Artikel 9 Absatz 2 der alten Verordnung. In 
Artikel 13 Absatz 2 werden die wichtigsten Anspmchsgruppen der SGH aufgeführt. Das För­
derinstrument dient in erster Linie der Beherbergungsvyirtschaft, welche deshalb in der Ver­
waltung vertreten sein und auch Mitverantwortung für die zweckmässige Investition der Mittel 
übernehmen soll. Die Banken finanzieren bei einem Engagement der SGH in der Regel 40 
bis 60 Prozent des Fremdkapitals. Sie sind massgebende Genossenschafter und wichtige 
Partner beim Vollzug des Beherbergungsgesetzes. Mit der Revision der Verordung wird er­
gänzt, dass bei der Wahl der Mitglieder der Venwaltung auf eine angemessene Vertretung 
der Sprachregionen und der Geschlechter zu achten ist. 

Absatz 3 

Artikel 13 Absatz 3 entspricht dem formal angepassten Artikel 10 Absatz 3 der alten Verord­
nung. Die Venwaltung soll gemäss Artikel 13 Absatz 3 wie bisher dem WBF den Präsidenten 
zur Wahl vorschlagen. 

Absatz 4 

Artikel 13 Absatz 4 wird neu eingefügt. Der Bund trägt die Hauptlast bei der Kapitalisierung 
der SGH. Die Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin und der Hälfte der übrigen Mitglie­
der der Venwaltung erlauben es dem Bund, die Aufsichtspflicht praxisnah wahrzunehmen. 
Die Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin sowie der vom WBF gewählten Mitglieder 
der Venvaltung erfolgt auf der Basis eines Anforderungsprofils. Das WBF ist für die Erstel­
lung des Anforderungsprofils zuständig. Das Anforderungsprofil orientiert sich am Muster-
Anforderungsprofil des Bundesrates. Damit wird eine Anpassung an übergeordnetes Bun­
desrecht vorgenommen.̂ ® 

Absatz 5 

Artikel 13 Absatz 5 entspricht dem formal angepassten Artikel 16 Absatz 2 der alten Statuten 
der SGH. Mit dem Überführen von Artikel 1ö Absatz 2 der alten Statuten in die Verordnung 
wird erreicht, dass die Zusammensetzung und die Wahl der Mitglieder der Venwaltung im 
selben Eriass geregelt werden. 

Artikel 14 Verwaltung: Aufgaben 

Artikel 14 entspricht Artikel 10 der alten Verordnung. Die Absätze 4 bis 6 werden neu einge­
fügt. 

®̂ Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2009), Leitsatz 5. 
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Absatz 1 

Artikel 14 Absatz 1 entspricht dem angepassten Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung. Artikel 
14 Absatz 1 übernimmt und enweitert die im Obligationenrecht festgeschriebenen Pflichten 
der Venwaltung der Gesellschaft. Die in Artikel 14 Absatz 1 in den Buchstaben a bis f festge­
haltenen Pflichten sind in dem Sinne unentziehbar, als sie weder nach unten noch nach 
oben delegiert werden können. 

Artikel 14 Absatz 1 hält fest, dass die Venwaltung das Leitorgan der SGH ist. Dies entpricht 
dem angepassten ersten Satz von Artikel 8 Absatz 3 der alten Verordnung. 

Buchstabe a wird fonnal angepasst. Die Oberieitung der SGH besteht aus der Gestaltung 
der Geschäftstätigkeit. Die nachträgliche Überprüfung genügt nicht. 

Buchstabe b und c werden unverändert übernommen. Die Venwaltung setzt den formellen 
Rahmen durch die Organisation der SGH. Sie gestaltet das Rechnungswesen, die Finanz­
kontrolle und die Finanzplanung. Die finanzielle Entwicklung der Gesellschaft muss sorgfältig 
geplant und Anpassungen müssen frühzeitig vorgenommen werden. 

Buchstabe d wird fonnal angepasst. Buchstabe d wird inhaltlich und im Wortlaut mit Artikel 
17 Absatz 1 Buchstabe c der alten Statuten der SGH abgestimmt. 

Buchstabe e wird formal angepasst. Der Begriff «Direktion» ersetzt den Begriff «Geschäfts­
führung». 

Buchstabe f wird unverändert übernommen. Weil die Generalversammlung nicht von sich 
aus tätig werden kann, obliegt es der Venwaltung, die Generalversammlung einzuberufen. 

Absatz 2 

Artikel 14 Absatz 2 entspricht dem angepassten Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe f der alten 
Statuten der SGH (vgl. Art. 12 Abs. 2). Mit der Übertragung der Zuständigkeit über das Ge­
schäftsreglement an die Venwaltung der SGH wird die Autonomie hinsichtlich der inneren 
Organisation der SGH gewahrt. Die Zustimmung durch den Bundesrat ist vor der Beschluss­
fassung durch die Verwaltung der SGH einzuholen. 

Absatz 3 

Artikel 14 Absatz 3 entspricht dem formal angepassten Artikel 10 Absatz 2 der alten Verord­
nung und gibt der Venwaltung die Möglichkeit, zur Vorbereitung oder Ausführung ihrer Be­
schlüsse Ausschüsse einzusetzen oder diese Funktionen an einzelne Mitglieder zu übertra­
gen. 

Absatz 4 

Artikel 14 Absatz 4 wird neu eingefügt. Die EFK kommt zum Ergebnis, dass die SGH und de­
ren Organe die fachlichen Kompetenzen und Bankenerfahrung besitzen, um die freien Mittel 
defensiv zu venwalten (vgl. Kapitel 1.5). Trotzdem empfiehlt die EFK dem SECO zusammen 
mit der EFV zu analysieren, wie die Bewirtschaftung der freien Mittel künftig geregelt werden 
soll und die Kompetenz in der Verordnung festzuhalten. Das SECO hat diese Empfehlung 
der EFK zusammen mit der EFV geprüft und kommt zum Schluss, dass es zur Wahrung der 
Flexibilität der Finanzierungstätigkeit der SGH zweckmässig ist dass die SGH auch in Zu­
kunft selbständig über die Verwaltung der freien Mittel entscheiden kann. 

In Artikel 14 Absatz 4 wird die Bewirtschaftung der freien Mittel der SGH präzisiert. Die ent­
sprechende Kompetenz wird an die Venwaltung der SGH übertragen. Artikel 14 Absatz 4 legt 
fest, dass die freien Mittet mit dem Minimalziel der mittelfristigen Realwerterhaltung angelegt 
werden sollen und die Gesellschaft jederzeit in der Lage sein soll, die finanziellen Verpflich­
tungen erfüllen zu können. Diese Zielerreichung wird mit einer konservativen Anlagepolitik 
sichergestellt, welche im Anlagereglement der SGH festgelegt ist. Die Zielsetzung ist als Mi­
nimalziel festgelegt. Die SGH soll zur Wahrung der Eigenwirtschaftlichkeit die Möglichkeit 
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haben, aus der Anlage der freien Mittel Finanzerträge zu enwirtschaften (vgl. Eriäuterungen 
zu Art. 7 Abs. 1 der Verordnung). 

Absatz 5 

Artikel 14 Absatz 5 wird neu eingefügt. Interessenkonflikte stellen ein potenzielles Risiko für 
die SGH dar. Jedes Mitglied der Verwaltung der SGH hat seine persönlichen und geschäftli­
chen Verhältnisse so zu ordnen, dass Interessenkonflikte mit der Gesellschaft möglichst 
vermieden werden. Damit wird eine Anpassung an übergeordnetes Bundesrecht vorgenom­
men." Die Grundsätze zur Vermeidung von Interessenkonflikten werden im Organisations­
reglement festgelegt. 

Absatz 6 

Artikel 14 Absatz 6 wird neu eingefügt und verpflichtet die Mitglieder der Venwaltung ihre In­
teressenbindungen gegenüber dem Wahlorgan - dem WBF oder der Generalversammlung -
offenzulegen. Veränderungen der Interessenbindungen während der Mitgliedschaft werden 
laufenden dem Präsidenten oder der Präsidentin gemeldet. Der Präsident oder die Präsiden­
tin melden Veränderungen ihrer Interessenbindungen dem Vize-Präsidenten oder der Vize-
Präsidentin. Die Interessenbindungen der Mitglieder der Venwaltung werden im Geschäftsbe­
richt offen gelegt. 

Artikel 15 Verwaltung: Einsicht in die Geschäfte 

Artikel 15 wird neu eingefügt. 

Artikel 15 entspricht dem fonnal angepassten zweiten Satz von Artikel 8 Absatz 3 der alten 
Verordnung. Der Begriff «Jahresbericht» wird durch den tatsächlich venwendeten Begriff 
«Geschäftsbericht» ersetzt. Die Verwaltung muss der Aufsichtsbehörde Einblick in die Ge­
schäfte der SGH gewähren und die Geschäftsberichte unaufgefordert zur Verfügung stellen. 

Artikel 16 Verwaltung: Vergütung der Mitglieder 

Artikel 16 wird neu eingefügt. 

Absätze 1 und 2 

Artikel 16 Absätze 1 und 2 werden neu eingefügt. Bisher wurde das Vorgehen für die Festle­
gung der Vergütung der Mitglieder der Venwaltung der SGH in den Statuten bestimmt. Die 
Festlegung der Vergütung lag in der Kompetenz der Mitglieder der Venwaltung der SGH (Art. 
18 Abs. 2 der alten Statuten). In Zukunft wird die Vergütung der Mitglieder der Venwaltung 
der SGH von der Generalversammlung genehmigt. Damit wird eine Anpassung an überge­
ordnetes Bundesrecht vorgenommen.^* Die Genehmigung der Vergütung der Venwaltung 
durch die Generalversammlung erfolgt mindestens einmal pro Amtsdauer. Genehmigt wer­
den die fixen Jahresentschädigungen, die fixen und variablen Sitzungsentschädigungen so­
wie das Spesenreglement. 

Zudem wird festgelegt, dass die Vergütung der Mitglieder der Venwaltung im Geschäftsbe­
richt der SGH ausgewiesen werden. Diese Regelung gilt für die Vergütungen ab dem Ge­
schäftsjahr 2015. 

" Vgl. Schweizerischer Bundesrat (2006), Leitsatz 6. 

®̂ Vgl. Beschluss 4.1 der Bundesratsbeschlüsse vom 19. Dezember 2003 bezüglich der Inkraftsetzung des Bun­
desgesetzes vom 20. Juni 2003 über die Entlohnung und weitere Vertragsbedingungen des obersten Kaders und 
der Mitglieder leitender Organe von Unternehmen und Anstalten des Bundes. 
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Artikel 17 Revisionsstelle 
Artikel 17 wird neu eingefügt. 

Absätze 1 und 2 

Artikel 17 Absätze 1 und 2 entsprechen dem fonnal angepassten Artikel 8 Absatz 4 der alten 
Verordnung. Der Begriff «Revisionsstelle» ersetzt den veralteten Begriff «Kontrollstelle» und 
der Begriff «unabhängige und fachlich ausgewiesene Treuhandgesellschaft» wird nach Arti­
kel 2 Buchstabe b des Revisionsaufsichtsgesetzes'^ mit dem Begriff «zugelassenes Revisi­
onsunternehmen» ersetzt. Die Revisionsstelle soll im Einvernehmen mit dem WBF gewählt 
werden. 

5. Abschnitt: Personal 

Artikel 18 

Artikel 18 wird neu eingefügt. 

Artikel 18 wird neu eingefügt und entspricht Artikel 8 Absatz 5 der alten Verordnung. Das 
Personal der SGH wird nach Obligationenrecht angestellt. Auf die Übemahme eines öffent­
lich-rechtlichen Personalstatuts wird verzichtet. 

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Artikel 20 Übergangsbestimmung 

Artikel 20 wird neu eingefügt. 

Absatz 1 ^ 

Das Weiterführen der bestehenden Darlehen und die Bewilligung von Anpassungen der Fi­
nanzierungskonditionen nach Artikel 20 Absatz 1 erfolgen im Rahmen der geltenden gesetz­
lichen Grundlagen. Damit wird die Rechtssichemeit für die bestehenden Darlehensnehmer 
gewahrt. 

Absatz 2 

Die Befristung nach Artikel 20 Absatz 2 bezieht sich auf das Fällen von neuen Kreditent­
scheiden und nicht auf die Laufzeit der gewährten Darlehen. 

^^SR 221.302. 
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Anhang: Überblick über die Revision der Verordnung 

Alte Verordnung Neue Verordnung Veränderungen ,, , , ^ - ^ 

Art. 1 Beherbergungs­
wirtschaft 

Ar t 1 Beheri3ergungswirt-
schaft 

Modernisierung und Flexibilisierung des Beheriser-
gungsbegriffs und Abstimmung auf die Tenninologie 
des Gesetzes über Zweitwohnungen. 

Art. 2 Fremdenver­
kehrsgebiete 

Art. 2 Fremdenverkehrsgebie­
te und Badekurorte 

Es wird präzisiert, dass der Förderperimeter der 
SGH Fremdenveri^ehrsgebiete und Badekurorte 
umfasst. 

Art. 3 Dariehensgewäh­
rung 

Art. 3 Aufgaben der Schwei­
zerischen Gesellschaft für Ho­
telkredit 

Der Titel des Artikels wird angepasst. Die Aufgaben 
der Gesellschaft sowie das Prinzip der Kostende­
ckung werden präzisiert. 

Art. 4 Belehnungshöhe Art. 4 Berechnung des Er­
tragswerts 

Der Titel des Artikels wird angepasst. Es wird präzi­
siert, in welchen Fällen die Tragbarkeit massgebend 
für die maximale Belehnung ist. 

Art. 5 Dariehensbetrag Der Artikel wird neu eingefügt. Die Begrenzung des 
Dariehensbetrags war bisher im Geschäftsregle­
ment der SGH festgelegt. Die Begrenzungen des 
maximalen absoluten und des maximalen relativen 
Dariehensbetrags werden erhöht. Die Begrenzung 
des maximalen relativen Dariehensbetrags wird fle­
xibilisiert. 

Art. 5 Übemahme be­
stehender Dariehen 

Art. 6 IJbemahme bestehen­
der Dariehen 

Keine wesentlichen Veränderungen. 

Art. 6 Dariehensveriuste Art. 10 (Titel des 3. Ab­
schnitts) Finanzierung der Ge­
sellschaft und Übemahme von 
Veriusten aus der Dariehen­
stätigkeit 

Der Titel des Artikels entspricht dem Titel des 3. 
Abschnitts und wird angepasst. Die Übemahme von 
Veriusten aus der Dariehenstätigkeit durch den 
Bund sowie die Beschaffung von Fremdkapital bei 
interessierten Kreisen oder am Kapitalmarkt werden 
präzisiert. Damit wird eine Empfehlung der EFK 
umgesetzt. 

Art. 7 Zinsen und Amor­
tisationen 

Art. 7 Zinsen und Amortisatio­
nen 

Die Grundsätze für die Festsetzung der Zinsen 
werden präzisiert. Damit wird eine Empfehlung der 
EFK umgesetzt. Die Möglichkeit zur Gewährung 
von Amortisationssistierungen wird flexibilisiert. Die 
Möglichkeit zur Gewährung von ZinsvertDilligungen, 
welche bisher im Geschäftsreglement der SGH 
festgelegt worden ist, wird neu in der Verordnung 
festgelegt. 

Art. 8 Massnahmen zur Ver­
meidung von Kreditveriusten 

Der Artikel wird neu eingefügt. Die Möglichkeit für . 
Massnahmen zur Venmeidung von Kreditveriusten 
war bisher im Geschäftsreglement der SGH festge^ 
legt. 
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Art. 9 Sicherstellung Der Artikel wird neu eingefügt. Damit wird Artikel 9 
Absatz 1 des Gesetzes präzisiert. Die Kreditkompe­
tenz für Dariehen ohne Sichertieiten wird der SGH 
übertragen. 

Art. 8 Organisation der 
Gesellschaft 

Ar t 11 Organisation der Ge­
sellschaft 

Der Artikel nennt nur noch die Organe der SGH. 

Art. 12 Generalversammlung Der Artikel wird neu eingefugt, entspricht aber Tei­
len von Artikel 8 der alten Verordnung. 

Art. 9 Venwaltung Art. 13 Verwaltung: Zusam­
mensetzung und Wahl der 
Mitglieder 

Der Artikel wird neu eingefügt, entspricht aber Tei­
len der Artikel 9 und 10 der alten Verordnung sowie 
Teilen von Artikel 16 der alten Statuten. In Bezug 
auf die Wahl der Mitglieder der Verwaltung werden 
Präzisierungen vorgenommen. 

Art. 10 Aufgaben der 
Verwaltung 

Art. 14 Verwaltung: Aufgaben Der Titel des Artikels wird angepasst. Die Zustän­
digkeit über das Geschäftsreglement wird an die 
Verwaltung der SGH übertragen. Die Bewirtschaf­
tung der freien Mittel der SGH wird als Kompetenz 
der Verwaltung der SGH festgelegt. Damit wird eine 
Empfehlung der EFK umgesetzt. In Bezug auf die 
Interessenbindungen der Mitglieder der Verwaltung 
und die Verhinderung von Interessenkollisionen 
werden neue Bestimmungen eingefügt. 

Art. 11 Vollzug Der Artikel wird gestrichen. 

Ar t 15 Verwaltung: Einsicht in 
die Geschäfte 

Der Artikel wird neu eingefügt, entspricht aber Tei­
len von Artikel 8 der alten Verordnung. 

Art. 16 Verwaltung: Vergütung 
der Mitglieder 

Der Artikel wird neu eingefügt. Die Festlegung der 
Vergütung der Mitglieder der Verwaltung war bisher 
in den Statuten der SGH festgelegt. 

Art. 17 Revisionsstelle Der Artikel wird neu eingefügt, entspricht aber Tei­
len von Artikel 8 der alten Verordnung. 

Art. 18 (Titel des 5. Ab­
schnitts) Personal 

Der Artikel wird neu eingefügt, entspricht aber Tei­
len von Artikel 8 der alten Verordnung. 

Art. 12 Aufhebung bis­
herigen Rechts 

Art. 19 Aufhebung eines an­
deren Eriasses 

Der Artikel wird aktualisiert. 

. Art. 20 Übergangsbestim­
mung 

Der Artikel wird neu eingefügt. 

Art. 13 Inkrafttreten Art. 21 Inkrafttreten Das Datum des Inkrafttretens wird angepasst. 

Anhang Fremdenver­
kehrsgebiete 

Anhang Fremdenverkehrsge­
biete und Badekurorte 

Der Förderperimeter wird aktualisiert und erweitert 
resp. ausgedehnt. 
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